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Nr. Absender Pkt. Stellungnahme Pkt. Abwägungsvorschlag 
Beschlussvorschlag 

(A) 
(B) 

   
 

1 
 
Landesverwaltungsamt  
 
Schreiben vom 01.12.2017 

 
1.1 

 
Aus Sicht des Landesverwaltungsamtes, unter Be-
teiligung der Fachreferate 
 obere Verkehrsbehörde (Referat 307), 
 obere Behörde für Wasserwirtschaft (Referat 

404) und 
 obere Naturschutzbehörde (Referat 407) 

lässt sich im Ergebnis der Prüfung Folgendes fest-
stellen:

 
A 1.1 

 
--- 

   B 1.1 ---
   

1.2 
 
Aus Sicht der oberen Behörde für Wasserwirtschaft 
wird darauf hingewiesen, dass sich das bezeichnete 
Verfahrensgebiet auch auf Flächen erstreckt, wel-
che als Überschwemmungsgebiet nach § 76 Abs. 2 
des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) festgesetzt sind.

 
A 1.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 
Das Überschwemmungsgebiet ist im Anhang der 
Begründung dargestellt.  

   B 1.2 ---
   

1.3 
 
Die besonderen Schutzvorschriften des § 78 WHG 
sind zu beachten und einzuhalten.

 
A 1.3 

 
Die Schutzvorschriften werden beachtet und sind 
in nachfolgenden Planungen einzuhalten. 

   B 1.3 Keine Änderung der Planung.
   

1.4 
 
Die Zuständigkeit liegt bei der Wasserbehörde des 
Landkreises Harz. 

 
A 1.4 

 
Der Landkreis Harz wurde am Verfahren beteiligt 
(Stellungnahme untere Wasserbehörde s. Pkte. 
3.23 ff).

   B 1.4 ---
   

1.5 
 
Aus Sicht der oberen Naturschutzbehörde wird da-
rauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich des Flä-
chennutzungsplanes der Einheitsgemeinde Ilsen-
burg (Harz) die folgenden Natura 2000-Gebiete lie-
gen: „Vogelschutzgebiet Hochharz“ (SPA0018LSA, 
DE 4229 401), „Ecker- und Okertal“ (FFH0044LSA, 
DE 4029 301), „Rohnberg, Westerberg und 

 
A 1.5 

 
Das EU-SPA und die FFH-Gebiete sind im An-
hang zur Begründung zeichnerisch dargestellt. 
Zudem sind sie in der Begründung unter Kap. 6.3 
„Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechtes“ 
und im Umweltbereich unter Kap. 2.3.2 „Schutz-
gebiete und geschützte Biotope“ bereits genannt.  



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 2

Köhlerholz bei Ilsenburg“ (FFH0046LSA, DE 4129 
301), „Hochharz“ (FFH0160LSA, DE 4229 301). Die 
aufgeführten Natura 2000-Gebiete sind Gegenstand 
einer Landesverordnung.  

Da sie vollständig im Geltungsbereich vom Natio-
nalpark „Harz (Sachsen-Anhalt)“ überlagert wer-
den, wurde im Sinne einer besseren Lesbarkeit 
auf eine zeichnerische Darstellung der Gebiete im 
Flächennutzungsplan verzichtet.

   B 1.5 Keine Änderung der Planung. 
   

1.6 
 
Die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege für den hier benannten Flächennut-
zungsplan vertritt die Naturschutzbehörde des 
Landkreises Harz.

 
A 1.6 

 
Der Landkreis Harz wurde am Verfahren beteiligt 
(Stellungnahme untere Naturschutzbehörde s. 
Pkte. 3.16 ff). 

   B 1.6 ---
   

1.7 
 
Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht sind 
zu beachten. Es wird in diesem Zusammenhang 
insbesondere auf §§ 19 und 39 BNatSchG i. V. m. 
dem Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 2007, 
BGBl. Teil I S. 666) sowie auf die §§ 44 und 45 
BNatSchG verwiesen. Artenschutzrechtliche Ver-
stöße sind auszuschließen.

 
A 1.7 

 
Umweltschadengesetz und Artenschutzrecht wer-
den beachtet.  

   B 1.7 Keine Änderung der Planung.
   

1.8 
 
Des Weiteren wird auf die Stellungnahmen des 
Landkreises Harz, insbesondere für die Bereiche 
Naturschutz, Bodenschutz, Immissionsschutz und 
Wasser verwiesen.

 
A 1.8 

 
Der Landkreis Harz wurde am Verfahren beteiligt 
(s. Stellungnahme Nr. 3). 

   B 1.8 ---
   
 

2 
 
Ministerium für Landesent-
wicklung und Verkehr 
 
Schreiben vom 30.11.2017 

 
2.1 

 
Landesplanerische Feststellung 
 
Als oberste Landesentwicklungsbehörde stellt das 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
nach Prüfung der Unterlagen zum Flächennut-
zungsplan der Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg 
(Harz) fest, dass diese raumbedeutsame Planung in 
der Fassung des Entwurfs vom September 2017 mit 
den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist.

 
A 2.1 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.1 ---
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2.2 

 
Begründung der Raumbedeutsamkeit 
 
Gemäß § 3 Nr. 6 ROG sind raumbedeutsame Pla-
nungen und Maßnahmen Planungen einschließlich 
der Raumordnungspläne, Vorhaben und sonstige 
Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genom-
men oder die räumliche Entwicklung oder Funktion 
eines Gebietes beeinflusst wird, einschließlich des 
Einsatzes der hierfür vorgesehenen öffentlichen Fi-
nanzmittel. 
Die vorgelegte Planung ist raumbedeutsam im 
Sinne von raumbeeinflussend und raumbeanspru-
chend. 
Die Raumbedeutsamkeit ergibt sich insbesondere 
aus der Größe der zu überplanenden Fläche sowie 
den Planungszielen und den damit verbundenen 
Auswirkungen auf Erfordernisse der Raumordnung.

 
A 2.2 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.2 ---
   

2.3 
 
Begründung der landesplanerischen Feststel-
lung 
 
Zum Vorentwurf der Neuaufstellung des Flächen-
nutzungsplanes der Einheitsgemeinde Stadt Ilsen-
burg (Harz), Stand Dezember 2015, erhielt die Stadt 
Ilsenburg (Harz) mit der Stellungnahme vom 
04.03.2016 zunächst landesplanerische Hinweise 
zur Berücksichtigung im weiteren Planverfahren. 
Nach Prüfung des Entwurfes vom September 2017 
stellt das Ministerium für Landesentwicklung und 
Verkehr fest, dass die landesplanerischen Hinweise 
zum Vorentwurf abgewogen und in den Entwurf 
vom September 2017 eingearbeitet wurden. 

 
A 2.3 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.3 ---
   

2.4 
 
Mit den im Landesentwicklungsplan des Landes 
Sachsen-Anhalt (LEP 2010) und im Regionalen Ent-
wicklungsplan Harz festgeschriebenen Zielen der 

 
A 2.4 

 
Zur Kenntnis genommen. 
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Raumordnung zur nachhaltigen Raumentwicklung 
hat sich die Einheitsgemeinde Stadt IIsenburg 
(Harz) nachvollziehbar auseinandergesetzt. 

   B 2.4 ---
   

2.5 
 
Im Vorentwurf des FNP fehlten nachvollziehbare 
Begründungen zu den vorgenommenen Bauflä-
chenausweisungen, insbesondere fehlte die Ana-
lyse des Wohnbauflächenbedarfs. 
Die Stadt Ilsenburg erstellte eine Analyse des 
Wohnbauflächenbedarfs („Bedarfsermittlung für 
Wohnbauflächen in der Stadt Ilsenburg (Harz), 15-
Jahreszeitraum 2017-2031“ (Stand Mai 2017)), die 
sie als Grundlage für die Neuausweisung von ca. 
22,2 ha Wohnbauflächen heran zog. 
Dieser wurde auf die Versorgungsfunktion des 
Grundzentrums Ilsenburg und auf den Eigenbedarf 
der Ortsteile Darlingerode und Drübeck unter Be-
rücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung ent-
sprechend der 6. Regionalisierten Bevölkerungs-
prognose Sachsen-Anhalt berechnet.

 
A 2.5 

 
--- 

   B 2.5 ---
   

2.6 
 
Die geplanten neuen Wohnbauflächen in einer Grö-
ßenordnung von ca. 19,5 ha im Grundzentrum 
Ilsenburg und von ca. 2,7 ha im OT Drübeck sind 
zwar sehr großzügig (Bevölkerungsrückgang von 
ca. 1.350 EW; aber positive Arbeitsplatzentwick-
lung; kaum Leerstände; durchschnittliche jährliche 
Bautätigkeit), können aber aus raumordnerischer 
Sicht mitgetragen werden.

 
A 2.6 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.6 ---
   

2.7 
 
Trotzdem wird dem Zentralen Ort Ilsenburg empfoh-
len, die ermittelten Bauland-Potentialflächen IIs. 1 
und Ils. 2 mit 6,5 ha bzw. 6,0 ha nur bei entspre-
chendem Bedarf zu entwickeln. 

 
A 2.7 

 
Der Empfehlung wird nachgekommen und das 
Bauland nur bei entsprechendem Bedarf entwi-
ckelt.  
Dies liegt auch im Interesse der Stadt, da nicht 
unnötig Kosten erzeugt und landwirtschaftliche 
Fläche in Anspruch genommen werden sollen. 
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Eine entsprechende Vorgehensweise wird daher 
grundsätzlich (auch bei den anderen Potentialflä-
chen) verfolgt.

   B 2.7 Keine Änderung der Planung.
   

2.8 
 
Die dargestellten Wohnbauflächenneuausweisun-
gen (insgesamt ca. 22,2 ha) sind unter Berücksichti-
gung, dass Ilsenburg ein regional bedeutsamer Vor-
rangstandort für Industrie und Gewerbe ist (RE-
PHarz Ziffer 4.4.1 Z 2), im künftigen Zentralen Ort 
begründet.

 
A 2.8 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.8 ---
   

2.9 
 
Die Stadt Ilsenburg (Harz) verfügt in ihrem Gemein-
degebiet bereits über gewerbliche Bauflächen von 
insgesamt ca. 172 ha, davon im Grundzentrum 
Ilsenburg ca. 164,3 ha. Davon stehen noch ca. 
9,5 ha zur Verfügung. Eine Nachfrage nach gewerb-
lichen Bauflächen besteht weiterhin. Um dem zu-
künftigen Bedarf an Gewerbe- und Industrieflächen 
gerecht zu werden, wurden weitere ca. 35 ha ge-
werbliche Bauflächen ausgewiesen. Diese befinden 
sich westlich angrenzend an das Industrie- und Ge-
werbegebiet von Ilsenburg mit ca. 19,25 ha und öst-
lich angrenzend mit ca. 15,77 ha (Gemarkung 
Drübeck). 
Damit sichert die Stadt Ilsenburg (Harz) den regio-
nal bedeutsamen Vorrangstandort für Industrie- und 
Gewerbe. 
Aus raumordnerischer Sicht wird die Weiterentwick-
lung dieses Standortes begrüßt.

 
A 2.9 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.9 ---
   

2.10 
 
Zu hinterfragen wäre jedoch die östlich in der Ge-
markung Drübeck ausgewiesene Fläche. 
Die Stadt Ilsenburg (Harz) hat unmittelbar westlich 
angrenzend an das vorhandene Industrie-/Gewer-
begebiet eine ca. 28,5 ha große Sonderbaufläche 
für Fremdenverkehr, Freizeit und Kultur 

 
A 2.10 

 
Es wird davon ausgegangen, dass die Teilfläche 
2.1 im Nordwesten der Gemarkung Drübeck ge-
meint ist.  
Um im Bedarfsfall eine entsprechende Sonder-
baufläche für Fremdenverkehr, Freizeit und Kultur 
zur Verfügung zu haben, wird an der Fläche im 
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ausgewiesen. Diese Fläche wurde zwar im RE-
PHarz als Vorrangstandort für großflächige Freizeit-
anlagen („Freizeit- und Erholungsgebiet IIseaue“ - 
aufgrund des BP-Entwurfs Ilseaue) ausgewiesen, 
aber die angedachten Erholungs- bzw. Freizeitein-
richtungen (u. a. ein Golfplatz) wurden nie realisiert. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass sich neben einem In-
dustrie-/Gewerbegebiet eine Freizeiteinrichtung an-
siedelt, ist sehr gering. Aus raumordnerischer Sicht 
wäre zu überlegen, die nun neu vorgesehene Ge-
werbefläche von 15,77 ha in der Gemarkung 
Drübeck auf diese Sonderbaufläche für Fremden-
verkehr, Freizeit und Kultur zu verlegen.

Norden von Ilsenburg festgehalten. Zudem beste-
hen keine geeigneten Alternativstandorte, da ins-
besondere der Süden von Ilsenburg (Harz) durch 
die bestehenden Schutzgebiete keine Flächenpo-
tentiale bietet.  
 
Somit kann auch die vorgesehene Gewerbefläche 
nicht verlegt werden. Die Gewerbefläche steht zu-
dem auch bereits jetzt in direktem Zusammen-
hang mit angrenzenden gewerblichen Bereichen. 
Außerdem kann sie problemlos erschlossen wer-
den. 

   B 2.10 Keine Änderung der Planung.
   

2.11 
 
Der Verzicht auf die Ausweisung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen in den Industrie-/Gewerbege-
bieten wird ebenfalls aus raumordnerischer Sicht 
befürwortet.

 
A 2.11 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 2.11 ---
   

2.12 
 
In der Ortschaft Ilsenburg werden zwei sonstige 
Sondergebiete mit der Zweckbestimmung „Einzel-
handel“ für die vorhandenen Verbrauchermärkte 
bzw. für mehrere Einzelhandelseinrichtungen dar-
gestellt. Damit sollen diese Standorte in ihrem Be-
stand gesichert und Erweiterungsmöglichkeiten ge-
schaffen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Ausweisung von Sondergebieten für großflächi-
gen Einzelhandel im FNP landesplanungsrechtlich 
gegenwärtig in Grundzentren ausschließlich auf der 
Grundlage rechtskräftiger Bebauungspläne mit der 
entsprechenden Festsetzung zur ausschließlichen 
Sicherung des baulichen Bestandes erfolgen kann. 
Für den westlichen Standort wurde der B-Plan Nr. 
33 „Zentrum Harzburger Straße“ am 03.05.2017 als 
Satzung beschlossen, der östliche Standort (am 
Veckenstedter Weg) wurde bereits 1992 genehmigt 
und genießt somit Bestandsschutz.

 
A 2.12 

 
Zur Kenntnis genommen. 
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Gemäß Ziel Z 46 LEP 2010 ist die Ausweisung von 
Sondergebieten für Einkaufszentren, großflächige 
Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige 
Handelsbetriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 der 
Baunutzungsverordnung an Zentrale Orte der obe-
ren oder mittleren Stufe zu binden. 
Die Entwicklung und Sicherung von Zentralen Orten 
im Land Sachsen-Anhalt dienen der Gewährleistung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sie sind als Mit-
telpunkte des gesellschaftlichen Lebens im Sinne 
einer nachhaltigen Raumentwicklung zu stärken 
(LEP 2010 Z 24). Diese Zentralen Orte sind so zu 
entwickeln, dass sie ihre überörtlichen Versor-
gungsaufgaben für ihren Verflechtungsbereich erfül-
len können (LEP 2010 Z 25). 
Gemäß Ziel Z 52 LEP 2010 ist die Ausweisung von 
Sondergebieten für großflächige Einzelhandelsbe-
triebe, die ausschließlich der Grundversorgung der 
Einwohner dienen und keine schädlichen Wirkun-
gen, insbesondere auf die zentralen Versorgungs-
bereiche und die wohnortnahe Versorgung der Be-
völkerung anderer Gemeinden oder deren Orts-
kerne erwarten lassen, neben den Ober- und Mittel-
zentren auch in Grundzentren unter Berücksichti-
gung ihres Einzugsbereiches zulässig. Ausschließ-
lich der Grundversorgung dienen großflächige Ein-
zelhandelsbetriebe, deren Sortiment Nahrungs- und 
Genussmittel einschließlich Getränke und Drogerie-
artikel umfasst. Voraussetzung ist die Anpassung 
des grundzentralen Systems durch die Regionalen 
Planungsgemeinschaften an die Kriterien im Lan-
desentwicklungsplan. 
Entsprechend findet diese landesplanungsrechtliche 
Regelung erst dann Anwendung, wenn durch die 
Regionale Planungsgemeinschaft Harz die Anpas-
sung des grundzentralen Systems an die Kriterien 
im Landesentwicklungsplan erfolgt ist. Dies setzt 
auch die räumliche Abgrenzung des Zentralen Or-
tes gemäß Ziel Z 39 LEP 2010 voraus.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landkreis Harz bestätigt in seiner Stellung-
nahme vom 15.12.2017 (s. Pkt. 3.61): 
„Beide Verbrauchermärkte wurden durch die zu-
ständigen Behörden trotz Überschreitung der Ver-
mutungsgrenze von 1200 m² Geschossfläche auf-
grund der Einwohnerzahl und der hohen Touris-
tenzahl als nicht großflächig eingeschätzt und wä-
ren damit auch z. B. in einem MI zulässig. Die 
Darstellung als SO Einzelhandel ist richtig, sofern 
kein Sondergebiet im Sinne von § 11 Abs. 3 
BauNVO daraus entwickelt werden soll.“   
An der Bestandssicherung der Märkte mit entspre-
chender Darstellung als sonstiges Sondergebiet 
SO Einzelhandel wird festgehalten.  
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Im Zuge einer seit 2011 laufenden (Teil-) Fortschrei-
bung des REPHarz zum Sachlichen Teilplan „Zent-
ralörtliche Gliederung“ wurde mit Beschluss der Re-
gionalversammlung vom 25.09.17 der 3. Entwurf 
des Sachlichen Teilplanes „Zentralörtliche Gliede-
rung“ für das zwischenzeitlich abgeschlossene An-
hörungs- und Beteiligungsverfahren freigegeben. 
Dieser Entwurf sieht weiterhin vor, Ilsenburg als 
Grundzentrum festzulegen, die ausgewiesenen 
Sondergebiete befinden sich innerhalb der räumli-
chen Abgrenzung des Zentralen Ortes.

   B 2.12 Keine Änderung der Planung. 
   

2.13 
 
Folgende Hinweise sind noch bei der weiteren FNP-
Bearbeitung zu berücksichtigen: 
 
Die Aussagen zum Überschwemmungsgebiet der 
Ilse sind zu überarbeiten, da es mit Datum vom 
17.10.2017 im Amtsblatt des Landesverwaltungs-
amtes neu verordnet wurde.

 
A 2.13 

 
 
 
 
Das Kap. 6.2 der Begründung („Überschwem-
mungsgebiete“) sowie die Kartendarstellung im 
Anhang werden entsprechend aktualisiert. 

   B 2.13 Aktualisierung Begründung und Anhang.
   

2.14 
 
Der in der Begründung zum FNP mehrfach ange-
wendete Vergleich der Flächenausweisungen in 
den wirksamen Flächennutzungsplänen und dem 
neuen Flächennutzungsplan ist irreführend. Die Auf-
stellung eines neuen FNP für die Einheitsgemeinde 
Stadt Ilsenburg (Harz) ist erforderlich, um die Bau-
leitplanung an die Ziele der Raumordnung anzupas-
sen, die sich gegenüber den wirksamen Flächen-
nutzungsplänen der ehemaligen Gemeinden 
Drübeck (2006), Darlingerode (1993) und Ilsenburg 
(2002) durch neue landesplanerische Regelungen 
verändert haben (LEP 2010; REPHarz 2009). 

 
A 2.14 

 
Gem. § 1 (4) BauGB sind Bauleitpläne den Zielen 
der Raumordnung anzupassen.  
Daneben gibt es jedoch auch andere Ziele.  
So haben Gemeinden gem. § 1 (3) BauGB Bau-
leitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforder-
lich ist.   
Gem. § 5 (1) BauGB ist für das ganze Gemeinde-
gebiet die sich aus der beabsichtigten städtebauli-
chen Entwicklung ergebende Art der Bodennut-
zung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen darzustellen.  
 
Für die Einheitsgemeinde bestehen für die 3 frü-
her noch eigenständigen Gemeinden wirksame 
Flächennutzungspläne. Diese sind jedoch bereits 
über 10 Jahre alt (für Darlingerode über 25 J.) und 
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sie wurden vor dem Zusammenschluss zur Ein-
heitsgemeinde (einzeln) aufgestellt.  
 
Mit der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
wird die Planung im Gesamtzusammenhang des 
Gemeindegebietes dargestellt und aktualisiert.  
 
Die Begründung wird in Kap. 1 „Erfordernis der 
Neuaufstellung“ wie folgt ergänzt: 
„Zudem ist die Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung anzupassen. Der Regionale Ent-
wicklungsplan wurde 2009 bekannt gemacht und 
fand daher noch keine Berücksichtigung in der 
Flächennutzungsplanung der drei Einzelpläne.“ 
 
Mit entsprechenden Vergleichen zwischen alter 
und neuer Flächennutzungsplanung werden die 
Änderungen verständlich dokumentiert. Dadurch 
können Folgen aus Änderungen leichter nachvoll-
zogen werden. Dennoch sind alle Darstellungen 
gem. den aktuellen Anforderungen hergeleitet und 
begründet. Ein Vergleich mit den alten Darstellun-
gen ist daher nicht schadhaft und kann nicht als ir-
reführend angesehen werden.  
Es wird daher an der Darstellung festgehalten. 

   B 2.14 Ergänzung Begründung. 
   

2.15 
 
Fehler: 
 
Das Sondergebiet Pferdehaltung befindet sich nicht 
im Osten, sondern im Westen von Darlingerode (S. 
29). 

 
A 2.15 

 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt und die Begründung in 
Kap. 4.1.5 „Sonderbauflächen, Sondergebiete, die 
der Erholung dienen und sonstige Sondergebiet“ 
korrigiert. .

   B 2.15 Korrektur Begründung.
   

2.16 
 
Das Schreiben vom Bergamt Staßfurt ist vom 
15.09.1998? (S. 41). 

 
A 2.16 

 
Die Stellungnahme vom Bergamt Staßfurt ist vom 
15.09.1998 und bezog sich damals auf den Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Drübeck. 

   B 2.16 Keine Änderung der Planung. 



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 10 

   
2.17 

 
Auf Seite 28 der Bedarfsermittlung für Wohnbauflä-
chen ist ein Schreibfehler: 22,2 ha muss es heißen 
statt 22,8 ha. 

 
A 2.17 

 
Dem Hinweis wird gefolgt und die Bedarfsermitt-
lung für Wohnbauflächen auf S. 28 entsprechend 
korrigiert (Anlage zur Begründung des Flächen-
nutzungsplanes).

   B 2.17 Nachrichtliche Anpassung Anlage. 
   

2.18 
 
Im Rahmen der Erarbeitung der landesplanerischen 
Hinweise hat das Ministerium für Landesentwick-
lung und Verkehr eine Abstimmung mit der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft Harz geführt. 

 
A 2.18 

 
Zur Kenntnis genommen. 
(Stellungnahme der Regionalen Planungsgemein-
schaft Harz s. Nr. 4) 

   B 2.18 ---
   

2.19 
 
Rechtswirkung 
 
Es wird auf die Bindungswirkungen der Erforder-
nisse der Raumordnung gemäß § 4 ROG verwie-
sen.

 
A 2.19 

 
 
 
Die Erfordernisse der Raumordnung werden be-
achtet. 

   B 2.19 Keine Änderung der Planung.
   

2.20 
 
Hinweise aus dem Raumordnungskataster 
 
Die oberste Landesentwicklungsbehörde führt ent-
sprechend § 16 (1) Landesentwicklungsgesetz des 
Landes Lachsen-Anhalt das Raumordnungskataster 
(ROK) des Landes Sachsen-Anhalt und weist die 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen al-
ler Ebenen und Bereiche im Land Sachsen-Anhalt 
nach. Auf Antrag stellt das Ministerium für Landes-
entwicklung und Verkehr gern die Inhalte des ROK 
für die Planung und Maßnahme bereit. Als An-
sprechpartnerin steht Frau Hartmann (Tel.: 0345-
5141516) zur Verfügung. Die Abgabe der Daten er-
folgt kostenfrei in digitaler Form (Shape-Format, Ko-
ordinatensystem UTM WGS84 Zone 32).

 
A 2.20 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. Bei Bedarf wird ein ent-
sprechender Antrag gestellt.  

   B 2.20 ---
   

 
 

 
 

 
 

 
 



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 11 

2.21 Hinweis zur Datensicherung  
 
Die Erfassung aller in Kraft gesetzten Bauleitpläne 
und städtebaulichen Satzungen ist u. a. Bestandteil 
des ROK. Es wird daher darum gebeten, das Minis-
terium für Landesentwicklung und Verkehr von der 
Genehmigung/Bekanntmachung der o. g. Bauleit-
pläne und städtebaulichen Satzungen durch Über-
gabe einer Kopie der Bekanntmachung und der in 
Kraft getretenen Planung einschließlich der Planbe-
gründung in Kenntnis zu setzen.

A 2.21  
 
Das Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr erhält nach Abschluss des Verfahrens eine 
Kopie der Bekanntmachung und der in Kraft getre-
tenen Planung einschließlich der Planbegründung. 

   B 2.21 Keine Änderung der Planung.
   

2.22 
 
Mit dieser Stellungnahme wird den vorgeschriebe-
nen Genehmigungs- und Zulassungsverfahren nicht 
vorgegriffen und es werden weder öffentlich-rechtli-
che noch privatrechtliche Zustimmungen und Ge-
stattungen erteilt.

 
A 2.22 

 
Zur Kenntnis genommen.  

   B 2.22 ---
   
 

3 
 
Landkreis Harz 
 
Schreiben vom 15.12.2017 

 
3.1 

 
(A): Stellungnahme als Behörde und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange 
 
FD Planung / Raumordnung, Kreisentwicklung 
(Herr Lotzmann, robby.lotzmann@kreis-hz.de, Tel. 
03941/5970-6330) 
 
Ein Großteil der Hinweise aus der Stellungnahme 
zum 1. Entwurf des F-Plans wurde berücksichtigt.

 
A 3.1 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.1 ---
   

3.2 
 
Es wird begrüßt, dass im Zuge der Vorabstimmun-
gen zum Bedarfsnachweis für Wohnbauflächen auf 
die weitere Ausweisung von Wohnbauflächen in 
Darlingerode verzichtet wurde.

 
A 3.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.2 ---
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3.3 Es wird weiterhin kritisch gesehen, dass bei der Be-
darfsermittlung für Wohnbauflächen unbebaute 
Misch- oder Wohngebiete unter 5000 m² nicht mit 
einbezogen wurden und dass hierbei lediglich auf 
flächenintensive Einfamilienhausbebauung abge-
stellt wurde.  

A 3.3 Es wurde in den Gesprächen im Vorfeld und im 
Text der Bedarfsermittlung erläutert, warum Ge-
biete unter 5.000 m² nicht in die Betrachtung ein-
bezogen wurden.  
Wesentliche Argumente sind, dass diese unbe-
bauten, kleineren Flächen oft nicht zur Verfügung 
stehen. Zudem sind diese kleinen Wohnflächen, 
für die keine Bebauungspläne aufgestellt wurden, 
in dem Vergleich der vergangenen 15 Jahre nicht 
verzeichnet. Ein Heranziehen für die Prognose 
würde daher verfälschend wirken.  
 
Dass lediglich auf Einfamilienhausbebauung ab-
gestellt wurde, ist nicht richtig.  
Die angesetzten 650 qm/Grundstück sind als 
Durchschnittswert zu verstehen.  
Eine Erläuterung hierzu befindet sich auf S. 23 un-
ten (Fußnote 31):  
„Größe neuer Wohngrundstücke in den letzten 15 
J.: durchschnittlich 600 qm (s. Kap. 2.2.3 „Neu-
baugebiete“). Die Nachfrage besteht zunehmend 
für EFH und größere Grundstücke (aktuelles Bau-
gebiet „Am Kamp“, 3. BA mit 25 EFH-Grundstü-
cken: Durchschnitt 753 qm). Es wird ein Wert von 
650 qm/Grundstück gewählt, da davon ausgegan-
gen wird, dass (untergeordnet) auch verdichtete 
Wohnformen nachgefragt werden.“ 
Hierin sind auch (kleinere) Mehrfamilienhäuser 
enthalten. Größere Mehrfamilienhäuser werden in 
der kleinstädtisch geprägten Struktur Ilsenburgs 
nicht angestrebt.  
Entsprechend der Nachfragesituation wird davon 
ausgegangen, dass überwiegend Grundstücke für 
(freistehende) Einfamilienhäuser ausgewiesen 
werden.  
Daher scheint der Durchschnittswert von 650 
qm/Grundstück realistisch.

   B 3.3 Keine Änderung der Planung. 
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3.4 Insgesamt erscheinen die WA-Flächen in Drübeck 
immer noch zu hoch. Die im östlichen Bereich dar-
gestellten WA-Flächen sollten daher reduziert wer-
den. 

A 3.4 Die Anmerkung kann nicht nachvollzogen werden.  
In Drübeck wird Fläche für ca. 34 Grundstücke 
dargestellt, was umgerechnet auf 15 Jahre gut 2 
Grundstücken im Jahr entspricht. Dies scheint als 
Potenzial für die Eigenentwicklung bei einem Ort 
mit ca. 1.445 EW (Stand der Ermittlung, 12/2015) 
durchaus gerechtfertigt. 

   B 3.4 Keine Änderung der Planung. 
   

3.5 
 
Die im Punkt 4.1.5 der Begründung zu Sonderbau-
flächen Windenergieanlagen getätigte Schlussfolge-
rung wird auch durch die Ergebnisse des unter 
3.1.2 ausgewerteten Kulturlandschaftskonzeptes 
gestützt. Demnach befinden sich im Bereich der 
Einheitsgemeinde Ilsenburg mit „II. 17 Siedlungs-
band Wernigerode-Ilsenburg“ und „VIII. 1 Ilsenburg-
Blankenburger Harzrand“ gleich zwei der am höchs-
ten bewerteten Kulturlandschaftseinheiten mit be-
sonderer Eigenart.

 
A 3.5 

 
Zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird in der 
Begründung in Kap. 4.1.5 „Sonderbauflächen/-ge-
biete Windenergieanlagen“ ergänzt.  

   B 3.5 Ergänzung Begründung. 
   

3.6 
 
Sonstiger Hinweis: Gemäß § 13 Abs. 1 S. 2 LEntwG 
ist die Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz) ver-
pflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde, 
Ref. 24, MLV LSA, ihre raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen möglichst frühzeitig mitzutei-
len und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die 
Feststellung der Vereinbarkeit der o. g. Pla-
nung/Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung 
erfolgt dann durch die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 
LEntwG zuständige oberste Landesentwicklungsbe-
hörde (Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) nach 
§ 13 Abs. 2 LEntwG.

 
A 3.6 

 
Das Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr wurde beteiligt (s. Stellungnahme Nr. 2).  

   B 3.6 Keine Änderung der Planung.
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3.7 FD Tourismus-, Kultur- und Regionalentwick-
lung 
(Frau Degen, annekathrin.degen@kreis-hz.de, Tel. 
03941/5970-6312) 
 
Der Fachdienst Kultur-, Tourismus- und Regional-
entwicklung hat folgende ergänzende Hinweise zum 
Flächennutzungsplan: 
 
2.2.1 Stadt Ilsenburg 
 
Das Kloster gehört sowohl zum Netzwerk „Straße 
der Romanik“ als auch zum Netzwerk „Garten-
träume – historische Parks in Sachsen-Anhalt“ 

A 3.7  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird in Kap. 2.2.1 „Stadt Ilsen-
burg (Harz)“ entsprechend ergänzt.  

   B 3.7 Ergänzung Begründung. 
   

3.8 
 
2.2.1. Ortsteil Darlingerode 
 
Veranstaltungsort - Sandtalhalle 

 
A 3.8 

 
 
 
Die Begründung wird in Kap. 2.2.2 „Ortsteil Darlin-
gerode“ entsprechend ergänzt.

   B 3.8 Ergänzung Begründung.
   

3.9 
 
2.2.3 Ortsteil Drübeck 
 
Das Kloster gehört sowohl zum Netzwerk „Garten-
träume – historische Parks in Sachsen-Anhalt“ als 
auch zum Netzwerk „Straße der Romanik“ 

 
A 3.9 

 
 
 
Der Hinweis ist in der Begründung in Kap. 2.2.3 
„Ortsteil Drübeck“ bereits enthalten. 

   B 3.9 Keine Änderung der Planung. 
   

3.10 
 
4.2.7. Kulturellen Zwecken dienende Gebäude und 
Einrichtungen 
 
 Fürst-Stolberg-Hütte – Veranstaltungsort 
 Nationalparkhaus Ilsenburg

 
A 3.10 

 
Die Begründung wird in Kap. 4.2.7 „Kulturellen 
Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ 
entsprechend ergänzt. 
 
 

   B 3.10 Ergänzung Begründung.
   

3.11 
 
4.3.4. Hauptwander- und Radwege 
 

 
A 3.11 

 
 
Die Hauptwanderwege sind in der Begründung in 
Kap. 4.3.4 „Hauptwander- und Radwege“ bereits 
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 Wanderwege: E 11, Bad Harzburg-Nordhau-
sen, Harz-Gebirgslauf-Strecken, Wege deut-
scher Kaiser und Könige des Mittelalters im 
Harz, Klosterwanderweg, Harzer Grenzweg, 
Hirtenstieg, Heinrich-Heine-Weg, diverse nu-
merische Wanderwege des Harzklub e. V. 

 Radwege: Harzrundweg, R 1, Ilseradweg, 
Volksbank-Arena Harz 

 Wege im Nationalpark

dargestellt. Der „Harzer Grenzweg“ und der „Harz-
rundwanderweg“ werden dort noch ergänzt.  
 
 

   B 3.11 Ergänzung Begründung.
   

3.12 
 
Folgende neue Zahlen des Statistischen Landesam-
tes stehen zur Verfügung: 
 

Quelle: Statisti-
sches  
Landesamt 
Sachsen-Anhalt für 
2016

Ankünfte Übernachtungen 

Stadt Ilsenburg 69.380 154.422 
Landkreis Harz 934.664 2.587.184 
Land Sachsen-An-
halt

3.2121.557 7.791.717 

Die Stadt Ilsenburg hat eine Verweildauer von 2,2 
Tagen. 

 
A 3.12 

 
Die Zahlen werden berücksichtigt. Eine Über-
nahme in die Begründung wird nicht für sinn-
voll/erforderlich erachtet. 

   B 3.12 Keine Änderung der Planung.
   

3.13 
 
Die Stadt Ilsenburg mit ihren Ortsteilen kann auf 
eine über 1000jährige Geschichte zurückblicken. 
Die vorhandenen natürlichen Ressourcen bieten 
gute Erholungsmöglichkeiten.  
Das wildromantische Ilsetal, die Klöster in Ilsenburg 
und Drübeck sowie die Nähe zum Brocken locken 
sowohl Übernachtungs- als auch Tagesgäste an. 
Beide Klosteranlagen sind Stationen der Netzwerke 
„Straße der Romanik“ und „Gartenträume“ in Sach-
sen-Anhalt. 
Die Veranstaltungsorte „Harzlandhalle“ und „Sand-
talhalle“ sind Austragungsstätten von sportlichen 
und kulturellen Veranstaltungen.

 
A 3.13 

 
Die genannten Anlagen sind in der Darstellung 
des Flächennutzungsplanes berücksichtigt.  
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   B 3.13 ---
   

3.14 
 
Als staatlich anerkannter Luftkurort und National-
parkgemeinde sollte die Stadt stets darauf bedacht 
sein, ihre Zertifizierungen/ Prädikate zu erhalten. 

 
A 3.14 

 
Die Stadt Ilsenburg (Harz) ist als Luftkurort einge-
stuft, die Ortschaften Drübeck und Darlingerode 
sind staatlich geprüfte Erholungsorte. 
Die Planungen berücksichtigen die Zertifizierung 
(z.B. Trennung von gewerblich-industrieller Nut-
zung und Wohn-/touristischer Nutzung). 
Die Hinweise sind zudem in anderen bzw. nach-
folgenden Planungen zu beachten (z.B. durch die 
Gestaltungssatzung bzw. örtliche Bauvorschriften 
in Bebauungsplänen). 
Ein Hinweis wurde bereits in der Begründung un-
ter Kap. 3 „Planungsvorgaben“ und in den Um-
weltbericht unter Kap. 3 „Beschreibung und Be-
wertung der Umwelt und der Umweltauswirkun-
gen“ aufgenommen.

   B 3.14 Keine Änderung der Planung.
   

3.15 
 
neue touristische Kennziffern – Stand 31.12.2016: 
 

Harzlandhalle 48.000 Gäste 
Klöster Drübeck und Ilsenburg 92.000 Gäste 
Nationalparkhaus 10.100 Gäste 
Rangerstation Scharfenstein 17.900 Gäste 

 
A 3.15 

 
s. Pkt. A 3.12. 

   B 3.15 s. Pkt. B 3.12.
   

3.16 
 
Umweltamt / untere Naturschutzbehörde 
(Frau Grosa, bianka.grosa@kreis-hz.de, Tel. 
03941/5970-5729) 
 
Die vorgelegte Planung berücksichtigt im ausrei-
chenden Maße die Belange von Natur und Land-
schaft.  
Die Änderungsbereiche der Entwicklungsfläche 
überplanen keine Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (FFH-Richtlinie 92/43/ EWG) und der 
europäischen Vogelschutzgebiete (Vogelschutz-
richtlinie 79/409/EWG). 

 
A 3.16 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.16 ---
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3.17 

 
 
Die Schutzgebietsgrenzen sind gegenüber der 1. 
Planung aktualisiert worden und entsprechen den 
derzeitigen Rechtsverordnungen.

 
 
A 3.17 

 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.17 ---
   

3.18 
 
5.2.4 Landschaftsschutzgebiet 
Die Überplanung der Schutzgebietsfläche verstößt 
gegenwertig gegen höherrangiges Recht. Es bedarf 
vorab eines Herauslösungsverfahrens um die Pla-
nung umzusetzen.   

 
A 3.18 

 
 
Zur Kenntnis genommen. Die beiden relevanten 
Flächen, die trotz Bestand des LSG bisher als 
Wohnbauflächen dargestellt wurden, werden gem. 
§ 5 (1) BauGB als „Weißflächen“ dargestellt. In 
der Begründung erfolgt in Kap. 5.3.3 „Von der 
Darstellung ausgenommene Flächen“ eine ent-
sprechende Erläuterung. 

   B 3.18 Nachrichtliche Änderung der Planung. 
   

3.19 
 
5.2.5 Naturdenkmal/ Geotop 
Die Formulierung im Text: „Ihr Schutz ist durch die 
untere Naturschutzbehörde der Kreisverwaltung ge-
regelt.“ ist nicht korrekt. Besser sollte die Formulie-
rung „dass ihr Schutz gesetzlich geregelt ist“ Ver-
wendung finden.

 
A 3.19 

 
 
Der Anregung wird gefolgt und die Formulierung 
in Kap. 5.2.5 „Naturdenkmal / Geotop“ der Be-
gründung entsprechend korrigiert. 

   B 3.19 Korrektur Begründung.
   

3.20 
 
5.2.6.Gesetzlich geschützte Biotope, Punkt 3.2 
Innerhalb dieser Änderungsfläche befindet sich 
noch eine Streuobstwiese (Darlingerode Flur 3, 
Flurstück 3/13).

 
A 3.20 

 
Dem Hinweis wird nachgekommen und das Biotop 
nachrichtlich ergänzt.  
 

   B 3.20 Nachrichtliche Anpassung der zeich. Darstellung  
   

3.21 
 
Es sollte noch ein Satz zur Ergänzung angefügt 
werden: Die Darstellung der gesetzlich geschützten 
Biotope ist nicht abschließend.

 
A 3.21 

 
Der Anregung wird gefolgt und der Satz in Kap. 
5.2.6 ergänzt.  

   B 3.21 Ergänzung Begründung. 
   

3.22 
 
Sondergebiet Pferdehaltung: 
Der Text sollte, was die Lage angeht, konkretisiert 
werden. Das Sondergebiet liegt westlich der 

 
A 3.22 

 
 
Dem Hinweis wird gefolgt und die Begründung in 
Kap. 4.1.5 „Sonderbauflächen, Sondergebiete, die 
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Bahnhofstraße in Darlingerode. Weiterhin befinden 
sich dort nicht alle Einrichtungen im Zusammen-
hang mit der Pferdehaltung, da im Norden von Dar-
lingerode noch ein Reitplatz dargestellt ist. 

der Erholung dienen und sonstige Sondergebiete“ 
entsprechend konkretisiert. 
 

   B 3.22 Ergänzung Begründung.
   

3.23 
 
Umweltamt / untere Wasserbehörde 
(Frau Bauschatz, gabriela.bauschatz@kreis-hz.de, 
Tel. 03941/5970-5798) 
 
Sachgebiet Wasser 
 
Zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Ilsenburg wird seitens der unteren Wasserbe-
hörde, Sachgebiet Wasser, nachfolgende Stellung-
nahme abgegeben: 
 
Aus den eingereichten Unterlagen ist ersichtlich, 
dass die Punkte der Stellungnahme des Landkrei-
ses Harz, untere Wasserbehörde, Sachgebiet Was-
ser, vom 19.02.2016 berücksichtigt wurden.  
Da der Flächennutzungsplan nicht parzellenscharf 
ist, wurde der Verweis, dass die Belange des Über-
schwemmungsgebietes, der Gewässer, insbeson-
dere der Gewässerrandstreifen und die hydrauli-
sche Leistungsfähigkeit der Gewässer bezüglich zu-
sätzlicher Einleitungen erst in den nachfolgenden 
Planungen berücksichtigt werden können, seitens 
der Wasserbehörde zur Kenntnis genommen. 

 
A 3.23 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.23 ---
   

3.24 
 
In der Begründung und im Umweltbericht sind nach-
folgende Änderungen bzw. Ergänzungen zu über-
nehmen: 
 
Begründung Teil 1, Punkt 6.2 und Anhang 5 
 
Das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt hat am 
28.08.2017 die Zweite Verordnung zur Änderung 

 
A 3.24 
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des Überschwemmungsgebietes Ilse vom Pegel 
Ilsenburg (KM 37+414) bis zur Landesgrenze Nie-
dersachsen (km 8+639) erlassen. Mit dieser Ände-
rung wurde die „Erste Verordnung zur Änderung der 
Verordnung Landesverwaltungsamt zur Festset-
zung des Überschwemmungsgebietes der Ilse vom 
Pegel Ilsenburg (km 37+414) bis zur Landesgrenze 
Niedersachen (km 8+639) (veröffentlicht im Amts-
blatt des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt 
am 17.12. 2013) aufgehoben und die „Verordnung 
zur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes 
Ilse vom Pegel Ilsenburg (km 37+414) bis zur Lan-
desgrenze Niedersachsen (km 8+639) (veröffentli-
chet im Amtsblatt des Landesverwaltungsamtes des 
Landes Sachsen-Anhalt am 18.12.2012) geändert. 
 
Die Darstellungen der Überschwemmungsgebiets-
flächen sind im Anhang 5 des Flächennutzungspla-
nes zu überarbeiten.

Die Darstellung der Überschwemmungsgebiete im 
Anhang des Flächennutzungsplanes wird entspre-
chend aktualisiert.  
 

   B 3.24 Aktualisierung Anhang.
   

3.25 
 
Teil 2 Umweltbericht, Punkt 6.2.1.3 
 
In der Aufzählung der Verbotstatbestände nach §§ 
38 Abs. 4 WHG und 50 Abs. 2 WG LSA fehlt das 
Verbot nicht standortgebundene bauliche Anlagen, 
Wege und Plätze zu errichten. Zur vollständigen Be-
nennung der Verbotstatbestände sind die Verbote 
des § 50 Abs. 2 WG LSA mit aufzuführen.

 
A 3.25 

 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt und die Verbote im Um-
weltbericht in Kap 2.1.3 „Gesetz zur Ordnung des 
Wasserhaushalts“ ergänzt. 

   B 3.25 Ergänzung Umweltbericht.
   

3.26 
 
Bei den in der Suenbachstudie und in der Nonnen-
bach- und Rammelsbachstudie aufgezeigten 
Schwachstellen handelt es sich nicht um Über-
schwemmungsgebiete gem. § 76 Abs. 2 und 3 
WHG. Somit kann die geplante Umsetzung der in 
den o. g. Studien empfohlenen Maßnahmen keine 
Auswirkungen auf das festgesetzte Überschwem-
mungsgebiet der Ilse haben.

 
A 3.26 

 
Die Begründung wird in Kap 6.2 „Überschwem-
mungsgebiete“ und im Umweltbericht in Kap. 
2.1.3 „Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts“ 
entsprechend geändert.  
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   B 3.26 Anpassung Begründung/Umweltbericht. 
   

3.27 
 
Der Hinweis auf die erforderliche Genehmigung 
nach § 78 Abs. 3 WHG für Bauvorhaben in rechts-
kräftigen Bebauungsplänen, im Innenbereich und 
den Sondergebieten ist zu ergänzen. Die Auswei-
sung 
 von Bauflächen in Bebauungsplänen, die sich 

in der Aufstellung befinden, oder  
 von Flächen, die im Anhang 1a „Darstellungen 

der Änderungen baulicher Flächen“ aufgeführt 
sind,  

und sich im festgesetzten Überschwemmungsgebiet 
der Ilse befinden, ist nur zulässig, wenn eine Aus-
nahmegenehmigung nach § 78 Abs. 2 WHG durch 
die untere Wasserbehörde erteilt wurde.

 
A 3.27 

 
Der Anregung wird gefolgt und der Umweltbericht 
in Kap. 2.1.3 „Gesetz zur Ordnung des Wasser-
haushalts“ entsprechend ergänzt. 

   B 3.27 Ergänzung Umweltbericht.
   

3.28 
 
Teil 2, Punkt 5 Überschlägige Eingriffsregelung 
 
Die Teilflächen 4; 9; 10; und 11 tangieren Gewässer 
2. Ordnung. Hier sind die gesetzlichen Regelungen 
gem. §§ 38 WHG und 50 WG LSA zu beachten. 

 
A 3.28 

 
 
 
Der Umweltbericht wird in Kap. 3.4 „Teilfläche 4“, 
3.9 „Teilfläche 9“, 3.10 „Teilfläche 10“ sowie 3.11 
„Teilfläche 11“ entsprechend ergänzt.

   B 3.28 Ergänzung Umweltbericht. 
   

3.29 
 
Die Teilfläche 8 grenzt an das festgesetzte Über-
schwemmungsgebiet der Ilse. Hier können Beein-
trächtigungen durch erhöhte Grundwasserstände 
auftreten.

 
A 3.29 

 
Der Umweltbericht wird in Kap. 3.8 „Teilfläche 8“ 
entsprechend ergänzt.  

   B 3.29 Ergänzung Umweltbericht. 
   

3.30 
 
Die Teilfläche 14 befindet sich am Hangfuß. Die ge-
plante Nutzung dieser Fläche wird seitens der unte-
ren Wasserbehörde kritisch gesehen. Bereits in der 
Begründung zum Flächennutzungsplan wurde unter 
Punkt 6.2 auf ungeregelte Zuläufe von Oberflächen-
wasser aus umgebenden Berghängen verwiesen. 
Zur Vermeidung von Schäden sollte die 

 
A 3.30 

 
Die Teilfläche 14 wird bereits durch Wochenend-
häuser und das Betriebsgelände einer Baufirma 
genutzt. Die Nutzung als sonstiges Sondergebiet 
„Fremdenverkehr, Freizeit und Kultur“ soll gesi-
chert und weiter ausgebaut werden.  
Ggf. zum Schutz erforderliche Maßnahmen sind in 
weiteren Planverfahren zu bestimmen und umzu-
setzen. 
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Ausweisung des Sondergebietes „Fremdenverkehr, 
Freizeit und Kultur“ noch einmal geprüft werden. 

   B 3.30 Keine Änderung der Planung. 
   

3.31 
 
Umweltbericht Anhang 1a Darstellung der Änderun-
gen baulicher Flächen 
 
Die Flächen 1.14 und 1.25 befinden sich im Über-
schwemmungsgebiet der Ilse. Bei der Aufstellung 
der nachfolgenden Planung sind die gesetzlichen 
Bestimmungen des § 78 WHG zu beachten. 

 
A 3.31 

 
 
 
 
 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten.  

   B 3.31 Keine Änderung der Planung. 
   

3.32 
 
Die Teilflächen 1.6; 1.7; 1.10; 1.15; 1.16; 2.1; 2.3; 
2.7; 2.11; 2.12; 2.13; 2.15; 2.20; 3.5; 3.9 und 3.13 
tangieren Gewässer 2. Ordnung. Bei der weiterge-
henden Planung sind die §§ 38 WHG und 50 WG 
LSA zu beachten.

 
A 3.32 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten. 

   B 3.32 Keine Änderung der Planung.
   

3.33 
 
Die künftige Nutzung der Teilflächen 2.15 und 2.20 
als allgemeine Wohnflächen wird seitens der unte-
ren Wasserbehörde als kritisch angesehen. Die ge-
planten Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe 
des Gewässers 2. Ordnung „Tänntalbach“. In die-
sem Bereich kam es durch Starkregenereignisse in 
den letzten Jahren zu erheblichen Schäden an be-
stehenden Gebäuden. Eine weitere Verdichtung der 
Bebauung und Versiegelungen von Flächen in die-
sem Areal könnte zur Potenzierung von Hochwas-
serschäden führen.  

 
A 3.33 

 
Bei der Teilfläche 2.15 handelt es sich um ein 
Grundstück, welches inzwischen bereits bebaut ist 
(eine Baugenehmigung wurde erteilt). 
Bei der Teilfläche 2.20 handelt es sich um einen 
Bereich, der weitestgehend ebenfalls bereits be-
baut ist. Hier könnte noch ein „Lückenschluss“ 
stattfinden.  
Ggf. zum Schutz erforderliche Maßnahmen sind in 
weiteren Planverfahren zu bestimmen und umzu-
setzen. 

   B 3.33 Keine Änderung der Planung. 
   

3.34 
 
Die Teilfläche 1.12 grenzt an das Gewässer 1. Ord-
nung Ilse; auch hier sind die gesetzlichen Bestim-
mungen des WHG gem. Pkt. 2.1.3 Teil 2 Umweltbe-
richt zu beachten.

 
A 3.34 

 
Zur Kenntnis genommen. Die Fläche ist allerdings 
bereits bebaut.  

   B 3.34 Keine Änderung der Planung. 
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3.35 Sachgebiet Abwasser 
(Frau Kretzschmar, anja.kretzschmar@kreis-hz.de, 
Tel. 03941/5970-5704) 
 
Gem. § 55 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
sind Abwässer, einschließlich Niederschlagswässer 
so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit 
nicht beeinträchtigt wird. Die von den befestigten 
Flächen anfallenden unverschmutzten Nieder-
schlagswässer sollen nach § 55 Abs. 2 WHG orts-
nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser 
in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem we-
der wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-recht-
liche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Be-
lange entgegenstehen.

A 3.35  
 
 
 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten. 

   B 3.35 Keine Änderung der Planung.
   

3.36 
 
Die schmutzwasserseitige Entwässerung ist über 
die zentrale Kanalisation des Wasser- und Abwas-
serverbandes Holtemme – Bode sicherzustellen. 
Die Siedlungsbereiche der Einheitsgemeinde Stadt 
Ilsenburg (Harz) sind bereits komplett erschlossen. 
Sämtliche Ver- und Entsorgungsanlagen sind vor-
handen, so dass ein Anschluss an die bestehenden 
Leitungsnetze bzw. ihre Erweiterung bei weiterfüh-
renden Planungen möglich wäre. Die anzuschlie-
ßenden Gebiete sind in Abstimmung mit dem Was-
ser- und Abwasserverband Holtemme – Bode be-
züglich der Anschlussmöglichkeiten an bestehende 
Leitungsnetze bzw. deren Erweiterung zu prüfen.

 
A 3.36 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 3.36 Keine Änderung der Planung.
   

3.37 
 
Begründung Teil 1, Punkt 3.14, Teilfläche 14, süd-
westlicher Rand des OT Darlingerode 
 
Das Betriebsgelände des staatlichen Forstwege-
baus ist an die zentrale Schmutzwasserkanalisation 
des Wasser- und Abwasserverbandes Holtemme –

 
A 3.37 

 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Eine weitere Nutzung erfordert einen Bebauungs-
plan. In dem Zuge werden die Ver- und 
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Bode angeschlossen. Die westlich davon liegenden 
Wochenendhausgrundstücke sind nicht an die zent-
rale Kanalisation des Wasser- und Abwasserver-
bandes Holtemme – Bode angeschlossen. Die Ab-
wasserentsorgung erfolgt in der Pflicht des Grund-
stückseigentümers. Die zukünftige Darstellung der 
Fläche im Flächennutzungsplan erfolgt als sonsti-
ges Sondergebiet „Fremdenverkehr, Freizeit und 
Kultur“. Bei Neubebauungen und baulichen Verän-
derungen innerhalb der Teilfläche 14 ist der An-
schluss an die zentrale Kanalisation des Wasser- 
und Abwasserverbandes Holtemme – Bode zu voll-
ziehen.

Entsorgungstechnischen Belange vorbereitet und 
entsprechend umgesetzt.  
 

   B 3.37 Keine Änderung der Planung. 
   

3.38 
 
Nicht zentral erschlossen sind die bestehende Aus-
flugsgaststätte „Ilsestein“ (1.17), die Info- und Rast-
stätte „Am Scharfenstein“ (1.18) sowie die beste-
hende Ausflugsgaststätte „Plessenburg“ (1.19). Der 
Wasser- und Abwasserverband Holtemme – Bode 
ist gemäß genehmigtem Abwasserbeseitigungskon-
zept von der Abwasserbeseitigungspflicht freige-
stellt. Die Abwasserbeseitigungspflicht obliegt dem 
Grundstückseigentümer. Gem. § 60 Abs. 1 WHG 
müssen die dezentralen Abwasserbeseitigungsanla-
gen nach dem Stand der Technik errichtet, betrie-
ben und unterhalten werden. Dies bedeutet, dass 
die anfallenden Abwässer über eine vollbiologisch 
reinigende Kläranlage gereinigt werden müssen. 
Bei fehlender Genehmigungsfähigkeit kann alterna-
tiv dazu eine abflusslose Sammelgrube errichtet 
werden. Dies bedarf der Entwässerungsgenehmi-
gung durch den Wasser- und Abwasserverband 
Holtemme – Bode. 
 
Die anfallenden sanitären Abwässer der Ausflugs-
gaststätte „Plessenburg“ sowie der Info- und Rast-
stätte „Am Scharfenstein“ werden über bereits 

 
A 3.38 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten.  
Die nicht zentral erschlossenen Einrichtungen 
sind allgemein in der Begründung in Kap. 7 „Ver- 
und Entsorgung“ bereits genannt. Eine einzelne 
Benennung wird ergänzt und auf die Abwasserbe-
seitigungspflicht hingewiesen.  
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vorhandene vollbiologisch reinigende Kleinkläranla-
gen beseitigt.

   B 3.38 Ergänzung Begründung. 
   

3.39 
 
Die Ausflugsgaststätte „Ilsestein“ verfügt nicht über 
eine Abwasserentsorgungsanlage entsprechend 
dem Stand der Technik. Die Genehmigungsfähig-
keit einer vollbiologisch reinigenden Kleinkläranlage 
muss innerhalb eines wasserrechtlichen Erlaubnis-
verfahrens gem. § 8 Abs. 1 WHG geprüft werden. 
Ist die Genehmigungsfähigkeit der Gewässerbenut-
zung nicht gegeben, so muss die Entsorgung der 
sanitären Abwässer über eine abflusslose Sammel-
grube gesichert werden.

 
A 3.39 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten. 

   B 3.39 Keine Änderung der Planung.
   

3.40 
 
Umweltamt / untere Immissionsschutzbehörde 
(Frau Blanke, martina.blanke@kreis-hz.de, Tel. 
03941/5970-5753) 
 
Für das weitere Planverfahren werden nachfol-
gende Anmerkungen gegeben: 
 
Ilsenburg Erweiterung Gewerbegebiet Ellerbach 
Punkt 1.3: 
 
Mit der beabsichtigten Planung wird eine ohnehin 
schon bestehende immissionsschutzrechtliche Kon-
fliktsituation im Bereich der Papenhecke weiter ver-
schlechtert. Wird die bereits bestehende Wohnnut-
zung derzeit von Westen und Süden von gewerbli-
chen Nutzungen begrenzt, sollen diese zukünftig 
auch im Norden und Osten zulässig sein. Auch 
wenn die zulässigen Immissionsrichtwerte für eine 
gemischte Bebauung an allen Gebäudeseiten ein-
gehalten werden, bedeutet diese Planung eine er-
hebliche Beeinträchtigung der Wohnqualität der Be-
wohner, da nunmehr allseitig mit der Ansiedlung 
emittierender Anlagen zu rechnen ist. Für die 

 
A 3.40 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Gebiet ist durch bestehende Wohnnutzungen 
geprägt. Angrenzend befindet sich bereits ein ein-
geschränktes Gewerbegebiet (B-Plan „Ellerbach“). 
Bei weiteren gewerblichen Entwicklungen ist der 
Schutzanspruch der Wohnnutzung zu beachten. 
Dieser wird im Rahmen des erforderlichen Bebau-
ungsplan-Verfahrens geprüft und entsprechende 
Vorgaben zur Nutzung (z.B. Begrenzung auf ein 
eingeschränktes Gewerbegebiet) bzw. durch 
Schutzmaßnahmen festgelegt.   
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Anwohner verbleibt keine beruhigte Rückzugsmög-
lichkeit. Auch bei Einhaltung der zulässigen Immis-
sionsrichtwerte bleibt in gemischten Bauflächen ein 
zulässiger Lärmpegel, der bei allseitigen Einwirkun-
gen auf eine schutzwürdige Nutzung die Wohnver-
hältnisse beeinträchtigen kann. Daher behält die 
Anmerkung aus der frühzeitigen Beteiligung (Stel-
lungnahme des Landkreises Harz vom 19.02.2016) 
bezüglich Pkt. 1.3 (Ilsenburg) weiterhin Gültigkeit. 
 
Stellungnahme vom 19.02.2016 zu „Ilsenburg Punkt 
1.3“: 
 
Mit der vorliegenden Planung weiterer gewerblicher 
Bauflächen (G) wird eine gemischte Baufläche all-
seitig von Gewerbenutzungen eingeschlossen. Die 
Mischnutzung wirkt damit gleich einem Fremdkörper 
innerhalb einer großen zusammenhängenden G-
Fläche. Die vorliegende Planung verschärft den be-
stehenden Konflikt dahingehend, dass nunmehr 
nicht nur nördlich und östlich Gewerbe vorgesehen 
ist, sondern auch südlich und westlich, so dass für 
die Wohnnutzungen keine lärmabgewandte Gebäu-
deseite mehr bestehen bleibt. Seitens der Stadt 
sollte geprüft werden, ob diese Konstellation, ein-
schließlich des damit verbundenen Konfliktpotenti-
als dauerhaft so bestehen bleiben soll. Aus immissi-
onsschutzrechtlicher Sicht wäre eine Entflechtung 
der bestehenden Konfliktsituation zu favorisieren. 
 
Unabhängig der Festlegungen im Flächennutzungs-
plan besteht für die Wohnnutzungen Papenhecke 
hinsichtlich des immissionsschutzrechtlichen 
Schutzanspruchs Bestandsschutz, d. h. Immissio-
nen dürfen derzeit den für Mischgebiete zulässigen 
Umfang nicht überschreiten.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.40 Keine Änderung der Planung.
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3.41 Sondergebiet Fremdenverkehr/Freizeit/Kultur: 
 
Sondergebiete sind mit einer konkreten Zweckbe-
stimmung auszuweisen. Erst daraus ergeben sich 
die Maßstäbe und Grenzen der Anwendbarkeit des 
§ 15 BauNVO. Ohne konkrete Zweckbestimmung 
ist eine bauliche Nutzbarkeit der betreffenden Flä-
che nicht abschließend zu beurteilen. Ein Zusam-
menfassen mehrerer Zweckbestimmungen ist aus 
immissionsschutzrechtlicher Sicht nur möglich, 
wenn alle zugelassenen Nutzungen grundsätzlich 
das gleiche Immissionspotential in der Nachbar-
schaft verursachen. Seitens der Stadt sollte geprüft 
werden, inwieweit dies auf die Zweckbestimmungen 
Fremdenverkehr, Freizeit, Kultur zutrifft. Soweit eine 
Nutzungsart regelmäßig ein besonderes Ruhebe-
dürfnis erfordert oder ein besonderes Immissions-
potential beinhaltet, muss sich dies in der Planung 
durch Trennung der Nutzungsarten wiederspiegeln.

A 3.41  
 
Eine konkrete Festsetzung der Zweckbestimmung 
erfolgt in der verbindlichen Bauleitplanung.  
Im Rahmen des Flächennutzungsplanes wird 
keine genauere Definition für erforderlich erachtet.  
Es sollen hier für weitere Planung entsprechende 
Spielräume für die Nutzung gelassen werden.  
 

   B 3.41 Keine Änderung der Planung. 
   

3.42 
 
Ordnungsamt / untere Forstbehörde 
(Herr Stuy, christian.stuy@kreis-hz.de, Tel. 
03941/5970-4559) 
 
3.15 Flächen für Wald Seite 37 und 91: 
 
Es wurde erwähnt, dass lediglich im Bereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 19 „Industrie-
park“ 2 Flächen (einige Flurstücke) entsprechend 
ihrer Festsetzung im Bebauungsplan als gewerbli-
che Baufläche dargestellt wurden. 
Aus Sicht der unteren Forstbehörde ist eine schriftli-
che Angabe der Flurstücke notwendig, die bei der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes als ge-
werbliche Baufläche dargestellt werden, zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt aber Wald im Sinne des Lan-
deswaldgesetzes Sachsen-Anhalt (LWaldG) sind.   

 
A 3.42 

 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um die Flurstücke 455, 457 und 
459 der Flur 16 der Gemarkung Ilsenburg. Da der 
Bebauungsplan bereits rechtskräftig ist und die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes lediglich 
übernommen wurden, wird eine Benennung der 
Flurstücke im Flächennutzungsplan nicht für erfor-
derlich erachtet.  
 
 
 
 



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 27 

Ebenfalls ist mitzuteilen, dass bei der Umwandlung 
der Waldfläche in eine andere Nutzungsart, gemäß 
§ 8 LWaldG ein Waldumwandlungsverfahren einzu-
leiten ist. Die Ersatzmaßnahmen sind als Erstauf-
forstungen auf geeigneten Flächen umzusetzen. 
Dabei entspricht die Flächengröße der Ersatzmaß-
nahmen mindestens der Waldflächengröße, die in 
eine andere Nutzungsart überführt wurde.

Ein gesonderter Hinweis im FNP ist nicht erforder-
lich, da der B-Plan bereits rechtskräftig ist und die 
Waldumwandlung hierin thematisiert wurde.  
 

   B 3.42 Keine Änderung der Planung. 
   

3.43 
 
Hinweis: 
 
Für die Aufforstung der Ersatzflächen ist gemäß § 9 
LWaldG eine Erstaufforstungsgenehmigung not-
wendig, die bei der unteren Forstbehörde zu bean-
tragen ist. Für den Verlust von Waldflächen durch 
Industrieerweiterung eignen sich ökologisch höher-
wertige Aufforstungen auf befallenen Borkenkä-
ferflächen im Stadtwald nicht und werden auch 
durch das LWaldG als begründeter Ausnahmefall 
dargestellt.

 
A 3.43 

 
 
 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 3.43 Keine Änderung der Planung.
   

3.44 
 
Ordnungsamt / Katastrophenschutz, Kampfmit-
telbehörde 
(Frau Koch, kerstin.koch@kreis-hz.de, 
Tel.03941/5970-4517) 
 
Die Hinweise aus der Stellungnahme des Landkrei-
ses Harz vom 19.02.2016 bleiben weiterhin beste-
hen.

 
A 3.44 

 
 
 
 
 
 
Stellungnahme vom 19.02.2016:  
s. Pkte. 3.47 - 3.50. 

   B 3.44 ---
   

3.45 
 
Stellungnahme vom 19.02.2016: 
 
Zur vorgelegten Planung bestehen Bedenken aus 
Sicht der Kampfmittelbehörde. 

 
A 3.45 
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Die betreffenden Flächen wurden durch den Kampf-
mittelbeseitigungsdienst des Landes Sachsen-An-
halt anhand der vorliegenden Unterlagen und Er-
kenntnisse überprüft. In einigen Ortsteilen der Ein-
heitsgemeinde Ilsenburg sind Verdachtsflächen 
(Bombenabwurfgebiete) und ehemals militärisch ge-
nutzte Flächen definiert. 
Vor Baubeginn ist deshalb eine Kampfmittelfreigab-
ebescheinigung beizubringen. 
 
Die einzelnen Verdachtsflächen liegen: 
 in Ilsenburg innerhalb der Ortsbebauung sowie 

westlich der Ortsbebauung 
 in Darlingerode westlich und nördlich der Orts-

bebauung 
 in Drübeck östlich, nördlich und südlich der 

Ortsbebauung.

Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächen wurden in den Anhang zur Begrün-
dung aufgenommen und die Begründung in Kap. 
6 „Hinweise“ wurde entsprechend ergänzt.  

   B 3.45 Keine Änderung der Planung.
   

3.46 
 
Sofern eine konkrete Baumaßnahme in den als Ver-
dachtsfläche bezeichneten Gemarkungen geplant 
ist, sollte erneut ein Antrag gestellt werden, um 
dann eine Empfehlung abgeben zu können, mittels 
welcher Verfahrensweise auf den einzelnen Teilflä-
chen eine Überprüfung bzw. Baubegleitung stattfin-
den sollte, bzw. um eine Feststellung treffen zu kön-
nen, ob diese Flächen bereits überprüft wurden.  

 
A 3.46 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 3.46 Keine Änderung der Planung.
   

3.47 
 
Die Überprüfung/Baubegleitung kann durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Sach-
sen-Anhalt oder durch eine autorisierte Firma/pri-
vate Kampfmittelräumfirma – entsprechend § 4 der 
Kampfmittel-Gefahrenabwehr VO vom 20.04.2015 
GVBl. LSA S. 167 – erfolgen. 
 
Falls die Durchführung von Kampfmittelräummaß-
nahmen (Überprüfung, Baubegleitung) durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes 

 
A 3.47 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
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Sachsen-Anhalt erfolgen soll, ist die Antragstellung 
beim Landkreis Harz, Ordnungsamt, (mindestens 6 
Wochen vor Baubeginn) erforderlich. 
Folgende Angaben sind dazu vom Bauherrn beizu-
bringen: 
1. ein formloser Antrag, dass die Überprüfung 

durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst des 
Landes Sachsen-Anhalt erfolgen soll, 

2. eine Auflistung der Eigentümer mit den ent-
sprechenden Fluren/Flurstücken 

3. ein Übersichtsplan mit Kennzeichnung der be-
antragten Fläche 

1. 4. eine Detailkarte der erkennbaren Fluren/ 
Flurstücken sowie eine eindeutige Kennzeich-
nung der Fläche für die Maßnahme.

   B 3.47 Keine Änderung der Planung. 
   

3.48 
 
Sonstiger Hinweis: 
Zuständig für die Aufgaben nach der Gefahrenab-
wehrverordnung zur Verhütung von Schäden durch 
Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 27. April 2005 
(GVBl. LSA S. 240) sind gemäß § 8 Nr. 1 und 2 die 
Landkreise, die kreisfreie Stadt Dessau sowie die 
jeweiligen Polizeidirektionen anstelle der kreisfreien 
Städte Halle und Magdeburg. 
Sollten bei Erschließungsarbeiten Kampfmittel auf-
gefunden werden oder besteht ein hinreichender 
Verdacht, ist umgehend der Landkreis Harz, Ord-
nungsamt, bzw. die Integrierte Leitstelle des Land-
kreises Harz oder die nächstgelegene Polizeidienst-
stelle zu informieren. Alle weiteren Schritte erfolgen 
von dort aus.

 
A 3.48 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten. 
 

   B 3.48 Keine Änderung der Planung. 
   

3.49 
 
Bauordnungsamt / Vorbeugender Brandschutz 
(Frau Ziesenhenne, sybille.ziesenhenne@kreis-
hz.de, Tel. 0391/5970-4168) 

 
A 3.49 
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Die Hinweise aus der Stellungnahme des Landkrei-
ses Harz vom 19.02.2016 bleiben weiterhin beste-
hen.

Stellungnahme vom 19.02.2016: 
s. Pkt. 3.50 

   B 3.49 ---
   

 
3.50 

 
 
Stellungnahme vom 19.02.2016: 
 
Auf der Grundlage der Bauordnung sowie der an-
grenzenden Rechtsvorschriften und Normen in der 
jeweils geltenden Fassung wird im Rahmen des 
vorbeugenden Brandschutzes folgende Stellung-
nahme zu der o. g. Planung abgegeben (Die Prü-
fung bezieht sich ausschließlich auf die vorliegen-
den Unterlagen): 
 
Bestehende und entstehende Nutzungsgebiete und 
Anlagen müssen so beschaffen sein, dass der Ent-
stehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch vor-
gebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von 
Menschen und Tieren sowie eine wirksame Brand-
bekämpfung möglich sind. 
 
Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend der 
„Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr“ herzu-
richten. 
 
Die Löschwasserversorgung (Grundschutz) ist 
entsprechend der geplanten Nutzung gemäß 
Wasserblatt des DVGW W 405 von der Gemeinde 
zu gewährleisten.

 
 
A 3.50 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 3.50 Keine Änderung der Planung.
   

3.51 
 
Keine Bedenken oder sonstigen Hinweise hatten: 
 FD Planung / ÖPNV 
 Umweltamt / untere Abfallbehörde 
 Umweltamt / untere Bodenschutzbehörde 
 Amt für Veterinärwesen und Lebensmittelüber-

wachung.

 
A 3.51 

 
Zur Kenntnis genommen. 
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   B 3.51 ---
   

 
 
 
 
3.52 

 
 
 
 
(B) in städtebaulicher und baurechtlicher Hin-
sicht 
 
Die bereits gegebenen Hinweise behalten grund-
sätzlich Gültigkeit.  
Sie werden durch die Änderungen wie folgt ergänzt:
 

 
 
 
 
 
A 3.52 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die in der Stellungnahme des LK Harz vom 
19.02.2016 gegebenen Hinweise wurden ausge-
wertet (Abwägungstabelle vom 11.08.2017). Der 
Landkreis wurde über die Ergebnisse dieser Ab-
wägung informiert. Die Ergebnisse der Abwägung 
sind in den Entwurf des Flächennutzungsplanes 
eingeflossen. 

   B 3.52 ---
   

3.53 
 
Da die Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB bereits 
2016 durchgeführt wurde, also vor dem 16. Mai 
2017 eingeleitet wurde, kann das Verfahren nach 
den bisherigen Vorschriften des BauGB fortgeführt 
werden (§ 245c BauGB).

 
A 3.53 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.53 ---
   

3.54 
 
Der Bedarfsanalyse ist zu entnehmen, dass ein ho-
her Einkommensanteil der breiten Bevölkerung aus 
den Vermietungseinnahmen von Wohnraum für tou-
ristische Zwecke besteht und sich hieraus unter an-
derem der hohe zu erwartende Wohnbauflächenbe-
darf ergibt.  
Tatsächlich ist es so, dass am Harzrand in vielen 
gewachsenen Wohnlagen neben Beherbergungsge-
werbe auch Ferienwohnen vorhanden ist und gege-
benenfalls auch nach § 34 BauGB zulässig ist. 
Hinweise: 
 Wenn die Gemeinde in neuen Wohngebieten 

die Zulässigkeit für Ferienwohnen bestimmen 
will, so sollte sie darauf achten, dass diese 

 
A 3.54 

 
Zur Kenntnis genommen.  
Die Hinweise sind bei anderen bzw. nachfolgen-
den Planungen zu berücksichtigen. 
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Gebiete nicht zu nah an Gewerbeflächen lie-
gen oder vorhandenen Emittenten, damit sie 
auch zur Erholung geeignet sind. 

 Das Verdrängen von Wohnen in Innenlagen 
kann zu Problemen bei der Ordnung und Si-
cherheit führen.  

 Das Prinzip der kurzen Wege für die eigene 
Bevölkerung sollte im Auge behalten werden.  

 Die Bestimmungen der § 13a und § 15 
BauNVO sind zu beachten.

   B 3.54 Keine Änderung der Planung. 
   

3.55 
 
Der Hinweis zur Fläche S (B-Plan Geschwister-
Scholl-Garten) bleibt. 
 
Stellungnahme vom 19.02.2016:  
Im Flächennutzungsplan soll für Sondergebiete die 
allgemeine Art der Zweckbestimmung angegeben 
werden. Besteht – wie hier – eine Bebauungsplan-
satzung soll die festgesetzte Zweckbestimmung an-
gegeben werden, soweit eine Änderung der Sat-
zung nicht vorgesehen ist.  
Ohne eine besondere Zweckbestimmung ist eine 
Sonderbaufläche überhaupt nicht begründbar oder 
nachvollziehbar.  

 
A 3.55 

 
 
 
 
 
Der B-Plan Nr. 25 „Geschwister-Scholl-Garten“ 
setzt für die Fläche soziale, gesundheitliche, kultu-
relle und kirchliche Einrichtungen sowie Fremden-
verkehr fest. Dies ist für den Flächennutzungsplan 
aufgrund der geringen Flächengröße zu kleinteilig. 
Für den FNP besteht die Möglichkeit zur Darstel-
lung von Bauflächen ohne weitere Kennzeich-
nung, was hier in Anspruch genommen wird. Das 
Kap. 4.1.5 der Begründung wurde um die Erläute-
rung ergänzt.

   B 3.55 Keine Änderung der Planung. 
   

3.56 
 
Wie bereits darauf hingewiesen, ist die Darstellung 
von Bauflächen im Landschaftsschutzgebiet grund-
sätzlich nicht möglich. Die beiden unter 5.2.4 ge-
nannten zu entwickelnden Bauflächen sollen, sofern 
über eine Befreiung von den Verboten des LSG o-
der über eine Herauslösung aus dem LSG nicht ab-
schließend entschieden wurde, als Weißfläche dar-
gestellt werden. In der Begründung ist zu vermer-
ken, warum die Darstellung dieser Flächen offen 
gelassen wurde (§ 5 Abs. 1 BauGB). 

 
A 3.56 

 
Der Forderung wird nachgekommen und die Flä-
chen gem. § 5 (1) BauGB als „Weißflächen“ dar-
gestellt. In der Begründung erfolgt in Kap. 5.3.3 
„Von der Darstellung ausgenommene Flächen“ 
eine entsprechende Erläuterung.  
 

   B 3.56 Nachrichtliche Anpassung der Planung. 
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3.57 

 
Zu Pkt. 4.1.3 der Begründung: Ob die Gemeinde 
eine nach Eisenbahnrecht gewidmete Fläche be-
reits im Flächennutzungsplan anders darstellen darf 
oder bis zur endgültigen Freistellung als Weißfläche 
darstellen muss, ist zu prüfen. Nach Eisenbahnrecht 
gewidmete Flächen unterliegen nicht der Planungs-
hoheit der Gemeinde. 

 
A 3.57 

 
Im frühzeitigen Beteiligungsverfahren hat die Dt. 
Bahn AG folgende Stellungnahme abgegeben 
(Pkte. 19.2 und 19.3):  
„Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass 
Bahnanlagen/Bahnflächen, sofern sie nicht freige-
stellt sind von Bahnbetriebszwecken, als solche, 
als Bahnanlagen, darzustellen sind. 
Die für Freistellungsverfahren (Widmung/ Entwid-
mung) bezüglich Bahnanlagen des Bundes zu-
ständige Behörde ist hinsichtlich des Zuständig-
keitsgebietes der Stadt Ilsenburg das Eisenbahn-
Bundesamt (EBA), Außenstelle Halle/S., Ernst- 
Kamieth-Str. 5, 06112 Halle/S. 
In diesem Rahmen wird darauf hingewiesen, dass 
gegen die Ausweisung des Güterbahnhofs als 
Mischgebietsfläche keine grundsätzlichen Ein-
wände bestehen, es sich hier jedoch um eine der-
zeit als Bahnanlage gewidmete Fläche handelt. 
 
Ebenso sollen bahneigene Grundstücke im Be-
reich Drübeck von Bahnanlagen auf Flächen für 
Landwirtschaft geändert werden; hier wird eben-
falls auf die vorliegende Planungshoheit/Widmung 
als Bahnanlage hingewiesen. 
 
Hierzu war folgende Abwägung erfolgt:  
„Vor Umnutzung hat eine Umwidmung zu erfol-
gen. Ein Hinweis hierzu wird in die Begründung 
aufgenommen.“ 
Die Dt. Bahn AG wurde über das Ergebnis der Ab-
wägung informiert.  
Der Hinweis wurde in Kap. 4.1.3 „Mischgebiete“ 
und 4.8.1 „Flächen für die Landwirtschaft aufge-
nommen und die Dt. Bahn AG nochmals im Ver-
fahren gem. 4 (2) BauGB beteiligt.  
Von der Dt. Bahn AG wurde dabei keine weitere 
Stellungnahme abgegeben (keine Bedenken ge-
äußert). 
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Da es sich bei dem Flächennutzungsplan lediglich 
um eine vorbereitende Planung handelt, wird die 
Darstellung beibehalten. 

   B 3.57 Keine Änderung der Planung. 
   

3.58 
 
Auf die Soll-Bestimmungen des § 5 Abs. 3, 4 und 
4a BauGB wird verwiesen. Diese nachrichtlichen 
Übernahmen sollen insbesondere auch zur schnel-
leren Beurteilung von Vorhaben und zur schnelleren 
Beurteilung der Entwicklung von Satzungen dienen. 
Die Gemeinde hat daher nach diesen Vorschriften 
zu entscheiden, welche Darstellungen der Anhänge 
zur Begründung in den Flächennutzungsplan über-
nommen werden müssen und welche nicht. 

 
A 3.58 

 
Bei den Soll-Bestimmungen handelt es sich um  
 
(3) Flächen, bei deren Bebauung besondere bauli-
che Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen o-
der bei denen besondere bauliche Sicherungs-
maßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 
sind; Flächen, unter denen der Bergbau umgeht 
oder die für den Abbau von Mineralien bestimmt 
sind oder für bauliche Nutzungen vorgesehene 
Flächen, deren Böden erheblich mit umweltge-
fährdenden Stoffen belastet sind. 
 
(4) Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, 
die nach anderen gesetzlichen Vorschriften fest-
gesetzt sind, sowie nach Landesrecht denkmalge-
schützte Mehrheiten von baulichen Anlagen sollen 
nachrichtlich übernommen werden. Sind derartige 
Festsetzungen in Aussicht genommen, sollen sie 
im Flächennutzungsplan vermerkt werden. 
 
(4a) Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im 
Sinne des § 76 Absatz 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes, Risikogebiete außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Ab-
satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Hoch-
wasserentstehungsgebiete im Sinne des § 78d 
Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sollen 
nachrichtlich übernommen werden. Noch nicht 
festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne 
des § 76 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes 
sowie als Risikogebiete im Sinne des § 73 Absatz 
1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
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bestimmte Gebiete sollen im Flächennutzungs-
plan vermerkt werden. 
 
Die nachrichtlichen Übernahmen sind entspre-
chend § 5 Abs. 3, 4 und 4a BauGB in der Plandar-
stellung oder im Anhang zur Begründung darge-
stellt.

   B 3.58 Keine Änderung der Planung.
   

3.59 
 
Gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 Halbsatz 2 BauGB sind Bau-
flächen, für die eine zentrale Abwasserentsorgung 
nicht vorgesehen ist, zu kennzeichnen.  
Aus städtebaulicher Sicht sollten abgelegene Nut-
zungen im Außenbereich nicht weiter entwickelt und 
daher nicht als Bauflächen dargestellt werden. Sie 
sollten weiterhin nur Bestandsschutz genießen. 

 
A 3.59 

 
Die nicht zentralerschlossenen Gebiete werden in 
der Begründung in Kap. 7 „Ver- und Entsorgung“ 
genannt und auf die Abwasserbeseitigungspflicht 
wird hingewiesen. 

   B 3.59 Ergänzung Begründung.
   

3.60 
 
Splittersiedlung am Streithölzer Weg (Darstellung 
MD) + Aufwertung des Weges: 
Die Unterbringung von Wirtschaftsstellen von land-
wirtschaftlichen Betrieben wird möglich sein (im Au-
ßenbereich privilegiert, z. B. als Pensionstierhaltung 
auf vorwiegend eigener Futtergrundlage). Eine Ent-
wicklung der Splittersiedlung für touristische Zwe-
cke/Freizeitzwecke wäre, insbesondere unter dem 
Aspekt der Aufwertung des Streithölzer Weges un-
ter Berücksichtigung des Eisenbahnkreuzungsge-
setzes, der Verträglichkeit mit anderen Nutzungen 
und der Vermeidung bandartiger Strukturen entlang 
der B6n zu überprüfen (Pkt. 4.1.2 der Begründung). 
Auch hier gilt wie für alle Infrastrukturfolgemaßnah-
men: Planungshoheit besteht nur innerhalb der ei-
genen Finanzhoheit. Da die Gemeinde Veranlasser 
der Planung ist, hätte sie die Kosten hierfür zu tra-
gen.

 
A 3.60 

 
Die Fläche ist als Dorfgebiet dargestellt.  
 
Eine Nutzung für touristische Zwecke/Freizeitzwe-
cke ist nicht als Schwerpunkt vorgesehen.  
Sollte eine Entwicklung/Umnutzung der Fläche 
vorgesehen werden, wäre ein Bebauungsplan 
(ggf. Vorhabenbezogener Bebauungsplan) erfor-
derlich. Für projektbezogene Kosten würde dann 
der Vorhabenträger herangezogen werden.  
 

   B 3.60 Keine Änderung der Planung. 
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3.61 Zur Begründung der SO Einzelhandel: 
Beide Verbrauchermärkte wurden durch die zustän-
digen Behörden trotz Überschreitung der Vermu-
tungsgrenze von 1200 m² Geschossfläche aufgrund 
der Einwohnerzahl und der hohen Touristenzahl als 
nicht großflächig eingeschätzt und wären damit 
auch z. B. in einem MI zulässig. Die Darstellung als 
SO Einzelhandel ist richtig, sofern kein Sonderge-
biet im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO daraus ent-
wickelt werden soll.   

A 3.61  
Zur Kenntnis genommen.  
Die Entwicklung eines Sondergebietes im Sinne 
von § 11 Abs. 3 BauNVO ist nicht vorgesehen 
bzw. müsste im Einzelfall durch Verträglichkeits-
gutachten im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung geprüft und konkretisiert werden. 
Diese Erläuterung wird in die Begründung, Kap. 
4.1.5 Unterpunkt „Sonstige Sondergebiete mit be-
sonderer Zweckbestimmung Einzelhandel“ aufge-
nommen. 

   B 3.61 Ergänzung Begründung.
   

3.62 
 
Für die Umlegung der Kosten von durch die Stadt 
durchgeführten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
(Ökokonto) bedarf es einer Satzung nach §§ 135a ff 
BauGB.

 
A 3.62 

 
Zur Kenntnis genommen. Der Hinweis ist bei 
nachfolgenden Planungen zu berücksichtigen. 

   B 3.62 ---
   

3.63 
 
Der Veckenstedter Weg (Kreisstraße) wurde im 
Stadtgebiet umverlegt.  

 
A 3.63 

 
Der Hinweis ist richtig. Die zeichnerische Darstel-
lung wird entsprechend angepasst. 

   B 3.63 Anpassung der zeichnerischen Darstellung.  
   

3.64 
 
Zu 3.2.3.3 der Begründung:  
Zum Bebauungsplan Bolzplatz (im bisherigen Au-
ßenbereich) wurde der Landkreis Harz als TöB be-
teiligt. Das Planverfahren hierzu ist noch nicht abge-
schlossen.

 
A 3.64 

 
Der Bebauungsplan wurde inzwischen zur Sat-
zung beschlossen (am 07.03.2018). 

   B 3.64 Keine Änderung der Planung. 
   

3.65 
 
Zu 4.1.1 der Begründung: 
Die Einwohnerzahl vom Mittelzentrum Wernigerode 
erscheint zu hoch. Es sollte geprüft werden, ob hier 
nicht die Einwohnerzahl der gesamten Stadt Werni-
gerode (mit kleineren Ortsteilen) angegeben ist. 

 
A 3.65 

 
 
Der Einwand ist richtig. Die Begründung wird ein-
deutig formuliert.  
 

   B 3.65 Anpassung Begründung. 
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3.66 Zum Teil Umweltbericht: 
 
Wenn auf nicht betroffene Belange nicht eingegan-
gen wird, so ist aufzuzählen, welche Belange gem. 
Einschätzung des Stadtrates nicht betroffen sind 
und welche Belange seiner Meinung nach nicht nä-
her untersucht werden sollen. Hierfür käme z. B. 
eine tabellenartige Auflistung infrage.

A 3.66  
 
Eine tabellarische Auflistung der Inhalte nach § 1 
Abs. 6 Nr.7 BauGB und der Beachtung dieser In-
halte wird im Umweltbericht in Kap. 2.1.1 „Bauge-
setzbuch“ ergänzt.   

   B 3.66 Ergänzung Umweltbericht. 
   

3.67 
 
Da der Flächennutzungsplan der vorbereitende 
Bauleitplan ist, ist bei bestehenden Bebauungsplä-
nen auf deren Umweltprüfung aufzubauen, insbe-
sondere wenn sie kumulierende Wirkung haben. 
Hier soll auch auf Abweichungen bei der Überprü-
fung der prognostizierten Entwicklungen eingegan-
gen werden.  
Bei parallel zu entwickelnden Bebauungsplänen 
müsste mindestens das Ergebnis der bisherigen 
Umweltprüfung dargestellt werden. Es ist auch zu 
berücksichtigen, dass die im Umweltbericht nicht 
explizit dargestellten Entwicklungsflächen insge-
samt den Schwellenwert für eine UVP beeinflussen. 
Dies trifft insbesondere für Flächen zu, die sich im 
Außenbereich befinden.

 
A 3.67 

 
Die Inhalte bestehender Bebauungspläne wurde 
übernommen. Die Umweltprüfungen dieser Pläne 
sind im jeweiligen Verfahren erfolgt. Hierbei war 
auch auf kumulierende Wirkungen zu achten.  
 
 
 
Der Hinweis ist bei der Aufstellung entsprechen-
der Bebauungspläne zu beachten.  
 
 
 
 

   B 3.67 Keine Änderung der Planung. 
   

3.68 
 
Es wird darum gebeten, die gegebenen Hinweise 
für die weitere Planung zu berücksichtigen. 
 
Diese Stellungnahme ist eine Ergänzung bereits ge-
gebener Hinweise. Sie gilt, solange sich nichts an-
deres aufgrund der Änderung von Rechtsgrundla-
gen ergibt oder bis neue rechtsrelevante Erkennt-
nisse bekannt werden.

 
A 3.68 

 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 3.68 ---
   

3.69 
 
Es wird darum gebeten, den Landkreis Harz auch 
weiterhin über den Verlauf der Planung zu 

 
A 3.69 

 
Den Bitten wird nachgekommen. 
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informieren, insbesondere um Mitteilung über das 
Abwägungsergebnis und Übersendung von einem 
Ausfertigungsexemplar. Zudem soll der Bauleitplan 
auch X-Planungskonform zur Verfügung stehen. 

   B 3.69 ---
   
 

4 
 
Regionale Planungsge-
meinschaft Harz 
 
Schreiben vom 29.11.2017 

 
4.1 

 
Mit Datum vom 16.02.2016 gab die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Harz bereits eine Stellung-
nahme zum Vorentwurf ab. Darin äußerte sie sich 
nur zu den Nutzungen, die zum damaligen Zeit-
punkt kritisch beurteilt wurden oder wo noch eine 
Erläuterung/Begründung fehlte.

 
A 4.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 4.1 ---
   

4.2 
 
Zwischenzeitlich wurde nun der 1. Entwurf erstellt. 
Dieser beinhaltet die geforderte Bedarfsermittlung 
für Wohnbauflächen. Rein Rechnerisch benötigt die 
Einheitsgemeinde keine neuen Wohnbauflachen. 
Aufgrund der Wohnbautätigkeiten der letzten 15 
Jahre in der Einheitsgemeinde geht die Planerin da-
von aus, dass sich diese Entwicklung aufgrund der 
Arbeitsplatzangebote (mit denen auch in Zukunft 
gerechnet wird) fortsetzt. Dieser Annahme kann aus 
raumordnerischer Sicht gefolgt werden.

 
A 4.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 4.2 ---
   

4.3 
 
Es wird ausdrücklich begrüßt, dass die Wohnbebau-
ung in Darlingerode zukünftig auf den Eigenbedarf 
beschränkt bleiben soll und dass neue, geplante 
Wohnbebauungen schwerpunktmäßig im Grund-
zentrum Ilsenburg angesiedelt werden sollen. 

 
A 4.3 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 4.3 ---
   

4.4 
 
Die sich aus der relativ hohen Einpendlerzahl erge-
bende Schlussfolgerung, dass sich nach Schaffung 
von entsprechendem Wohnraum bzw. von Bauflä-
chen die Einpendlerzahlen verringern und dafür 
mehr Arbeitskräfte den Wohnort Ilsenburg wählen, 

 
A 4.4 

 
Es ist richtig, dass die Einpendlerzahl nicht aus-
schließlich von der Schaffung von Wohnraum ab-
hängt. Dies ist in der Bedarfsermittlung auch dar-
gestellt.   
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ist eine Hypothese, die nicht nur von der Bereitstel-
lung von Wohnbauflachen abhängen dürfte. 

Da außer den vorhandenen Arbeitsplätzen aber 
auch andere Rahmenbedingungen positiv sind 
(z.B. Infrastruktur, Image, Nähe zu Mittelzentren 
u.s.w.) kann davon ausgegangen werden, dass 
ein Teil der Einpendler nach Ilsenburg ziehen 
würde, wenn es entsprechenden bedarfsgerech-
ten Wohnraum gäbe.  
Hierbei wurde ein Ansatz in Anlehnung an be-
nachbarte Kommunen gewählt (Ziel: Reduzierung 
der Einpendler von 61 % auf 50 %).  
Die Argumentationen sind in der Bedarfsermitt-
lung bereits enthalten.  

   B 4.4 Keine Änderung der Planung. 
   

4.5 
 
In der Berechnung des Bruttobaulandes auf Seite 
23 der Bedarfsermittlung wird davon ausgegangen, 
dass hier nur Einfamilienhäuser entstehen werden 
(mit ca. 650 m² Grundstücksgröße). Mehrfamilien-
häuser oder Geschosswohnungsbau wird von vorn 
herein ausgeschlossen. Hier sollte überlegt werden, 
ob dieser Ansatz korrekt ist, da nicht jeder Woh-
nungssuchende in einem Einfamilienhaus wohnen 
kann oder will. Aus diesem Grund scheint die neu 
ausgewiesene Wohnbaufläche von ca. 20 ha für 
das Grundzentrum Ilsenburg trotz der positiven Ent-
wicklung von gewerblichen Bauflächen, die eine ge-
wisse Wohnbauflächenentwicklung nach sich zieht, 
recht hoch. 

 
A 4.5  

 
Die angesetzten 650 qm/Grundstück sind als 
Durchschnittswert zu verstehen.  
Eine Erläuterung hierzu befindet sich auf S. 23 un-
ten (Fußnote 31):  
 
„Größe neuer Wohngrundstücke in den letzten 15 
J.: durchschnittlich 600 qm (s. Kap. 2.2.3 „Neu-
baugebiete“). Die Nachfrage besteht zunehmend 
für EFH und größere Grundstücke (aktuelles Bau-
gebiet „Am Kamp“, 3. BA mit 25 EFH-Grundstü-
cken: Durchschnitt 753 qm). Es wird ein Wert von 
650 qm/Grundstück gewählt, da davon ausgegan-
gen wird, dass (untergeordnet) auch verdichtete 
Wohnformen nachgefragt werden.“ 
 
Hierin sind auch (kleinere) Mehrfamilienhäuser 
enthalten. Größere Mehrfamilienhäuser werden in 
der kleinstädtisch geprägten Struktur Ilsenburgs 
nicht angestrebt.  
Entsprechend der Nachfragesituation wird davon 
ausgegangen, dass überwiegend Grundstücke für 
(freistehende) Einfamilienhäuser ausgewiesen 
werden.  
Daher scheint der Durchschnittswert von 650 
qm/Grundstück realistisch. 
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   B 4.5 Keine Änderung der Planung. 
   

4.6  
 
Für die Entwicklung zukünftiger verbindlicher Bau-
leitplanungen in der Stadt Ilsenburg ist in jedem Fall 
Z 25 des 3. Entwurfes des Sachlichen Teilplanes 
„Zentralörtliche Gliederung“ zu beachten. Hiernach 
ist vor der Neuversiegelung von Flächen zu prüfen, 
ob bereits versiegelte Flächen oder sonstige Poten-
ziale gemäß G 24 genutzt werden können. Darüber 
hinaus ist bei der Prüfung das Prinzip des Vorran-
ges der Innen- vor der Außenentwicklung anzuwen-
den. 

 
A 4.6  

 
Z 25 wird bei den Planungen beachtet, indem vor 
Neuversiegelung (bzw. Aufstellung von Bebau-
ungsplänen) geprüft wird, ob versiegelte Flächen 
oder sonstige Potenziale genutzt werden können.  
 
Die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
erfolgt unter anderem unter dem Aspekt der Nach-
verdichtung und der Wiedernutzbarmachung von 
Flächen. Die vorhandenen Potenziale reichen je-
doch nicht aus, um den bestehenden und zukünf-
tigen Bedarf zu decken. Daher müssen auch grö-
ßere, bisher ungenutzte Flächen der Siedlungs-
entwicklung zugeführt werden.

   B 4.6 Keine Änderung der Planung.
   

4.7  
 
Das Sonstige Sondergebiet Fremdenverkehr, Frei-
zeit und Kultur im Norden von Ilsenburg mit über 40 
ha Flächengröße sollte insbesondere im Hinblick 
auf diese Größenordnung nochmals überdacht wer-
den. 

 
A 4.7  

 
Mit der Darstellung des sonstigen Sondergebietes 
wird der Zielsetzung des REPHarz gefolgt, in der 
das Gebiet als regional bedeutsamer Vor-
rangstandort für großflächige Freizeitanlagen 
(Freizeit- und Erholungsgebiet „Ilseaue“) festge-
legt ist. 
Um die Nutzung nicht im Vorfeld zu stark einzu-
grenzen und genügend Entwicklungsmöglichkeit 
zu lassen, wird die Fläche in der Größenordnung 
wie bisher im wirksamen Flächennutzungsplan 
dargestellt, beibehalten (allerdings von „Fläche für 
Erholung“ geändert). Eine Konkretisierung und 
ggf. damit in Verbindung stehende Flächenredu-
zierung ist erst möglich, wenn genauere Planun-
gen mit einem Vorhabenträger abgestimmt sind, 
die umgesetzt werden sollen.  
Bis dahin sollen die Flächen planerisch für ein sol-
ches Vorhaben vorgehalten werden. Daher hält 
die Stadt an der Darstellung des sonstigen Son-
dergebietes fest. 

   B 4.7 Keine Änderung der Planung. 
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4.8  Hinweis: Auf Seite 4 der Bedarfsermittlung für 
Wohnbauflächen ist in der Grafik die Bevölkerungs-
entwicklung der letzten 15 Jahre dargestellt. Hier 
wäre 2016 interessant, die Zahlen müssten vorlie-
gen, dafür besser das Jahr 2000 streichen. 

A 4.8  Der Anregung wird insofern nachgekommen, als 
dass die Bevölkerungszahl von 2016 textlich in ei-
ner Fußnote ergänzt wird (der positive Trend setzt 
sich 2016 mit 9.563 EW weiter fort, 2013 waren es 
9.485 EW).  
Zudem wird die aktuelle Bevölkerungsentwicklung 
bis 2017 in der Begründung unter Kap. 4.1.1 „Dar-
stellung neuer Wohngebiete bzw. deren Aufhe-
bung“ ergänzt.  
Auf eine Einarbeitung in die Graphik der Bedarfs-
ermittlung für Wohnbauflächen wird verzichtet, da 
zum Zeitpunkt der Erarbeitung nur Zahlen bis 
Ende 2015 vorlagen und daher für alle Aspekte 
der Bedarfsermittlung der Betrachtungszeitraum 
2000 bis 2015 gewählt wurde. Eine Darstellung 
nur einer Zahl/eines Aspektes für 2016/2017 wird 
nicht als sinnvoll angesehen. Eine Aktualisierung 
aller Zahlen, Graphiken und Herleitungen wäre 
unverhältnismäßig aufwendig. 

   B 4.8 Nachrichtl. Ergänzung Begründung und Anlage.  
   

4.9  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die räumliche Ab-
grenzung des Grundzentrums Ilsenburg im 3. Ent-
wurf der Teilfortschreibung „Zentralörtliche Gliede-
rung“ nicht vollständig identisch ist mit den Nut-
zungsausweisungen im F-Plan-Entwurf. Im Entwurf 
des F-Planes geht die gewerbliche Baufläche im 
Bereich 1.3 und 2.1 über die räumliche Abgrenzung 
im 3. Entwurf der Teilfortschreibung hinaus. Den-
noch ist die Ausweisung im F-Plan mit den in Auf-
stellung befindlichen Zielen der Raumordnung und 
in Verbindung mit den Festlegungen im G 18 ver-
einbar.

 
A 4.9  

 
Zur Kenntnis genommen.  
  

   B 4.9 Keine Änderung der Planung. 
   
 

5 
 
Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Fors-
ten Mitte

 
5.1 

 
Es bestehen keine Einwände gegen das geplante 
Vorhaben. 

 
A 5.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 
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Schreiben vom 20.11.2017 

   B 5.1 ---
   

 
5.2 

 
 
Allgemein wird darauf hingewiesen, dass keine In-
anspruchnahme bzw. Beeinflussung von landwirt-
schaftlichen Flächen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen erfolgen sollen. 

 
 
A 5.2 

 
 
Beim Flächennutzungsplan handelt es sich um ei-
nen vorbereitenden Plan, der noch keine konkre-
ten Aussagen über Kompensationsmaßnahmen 
trifft. Diese werden erst im Rahmen der nachfol-
genden Planungen festgelegt. 
Der Hinweis ist bei diesen nachfolgenden Planun-
gen zu berücksichtigen.

   B 5.2 Keine Änderung der Planung.
   
 
 

6 

 
Landesstraßenbaubehörde 
Regionalbereich West 
 
Schreiben vom 29.11.2017 

 
 
6.1 

 
 
1. Zuständig für die klassifizierten Straßen in der 

Baulast des Bundes und des Landes ist im 
Landkreis Harz der Regionalbereich West (RB 
West) der LSBB. 

 
 
A 6.1 

 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 6.1 ---
   

6.2 
 
2. Belange des RB West der LSBB werden durch 

die Bauleitplanung im Zuge der Bundesstraße 
B 6 und der Landesstraße L 85 berührt. 

 
A 6.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 6.2 ---
   

6.3 
 
3. Bei der Fortschreibung der Bauleitplanung sind 

das Bundesfernstraßengesetz (FStrG) Neufas-
sung vom 28.06.2007 (BGBI. Teil 1 S. 1206) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017 
(BGBI. Teil 1 S. 2808) sowie das Straßenge-
setz des Landes SachsenAnhalt (StrG LSA) 
vom 06.07. 1993 (GVBI. LSA 1993, S. 334, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2014 (GVBI. LSA S. 522, 
533) zu beachten.

 
A 6.3 

 
Die für die Bauleitplanung wesentlichen Gesetzes-
grundlagen wurden im Entwurf der Begründung 
unter „Übersicht wesentlicher Rechtsgrundlagen“ 
ergänzt. Dazu gehören auch das FStrG und das 
StrG LSA. 

   B 6.3 Keine Änderung der Planung



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 43 

   
6.4 

 
Derzeit ist die B 6 als Bundesstraße gewidmet. 
Aktuell wird durch das BMVI die Aufstufung der 
Bundesstraße 6 zur Bundesautobahn forciert. 
Das BMVI hat mit Erlass vom 17.07.2017 die 
Nummerung und die Bezeichnung bestimmt. 
Danach erhält die B 6 als künftige neue Bunde-
sautobahn die Nummer A 36 und die Bezeich-
nung „Braunschweig – Bernburg“. Aufgrund der 
konkretisierten Aufstufungsabsichten des BMVI 
sind bei der Fortschreibung der o.g. Bauleitpla-
nung die anbaurechtlichen Vorschriften für eine 
Bundesautobahn zu berücksichtigen. 
 
§ 9 Abs. 1 FStrG 
Längs der Bundesfernstraßen dürfen nicht er-
richtet werden 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung 

bis zu 40 m bei Bundesautobahnen, ge-
messen vom äußeren Rand der befestig-
ten Fahrbahn (Anbauverbotszone). 

 
§ 9 Abs. 2 FStrG 
Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder 
nach anderen Vorschriften notwendige Geneh-
migungen der Zustimmung der obersten Lan-
desstraßenbaubehörde, wenn 
1. bauliche Anlagen längs der Bundesautob-

ahnen in einer Entfernung bis zu 100 m, 
gemessen vom äußeren Rand der Fahr-
bahn, errichtet, erheblich geändert oder 
anders genutzt werden sollen (Anbaube-
schränkungszone). 

 
Die o.g. Abstände sind bis zur Auffahrt der B 6 
einzuhalten.

 
A 6.4 

 
Beim Flächennutzungsplan handelt es sich um ei-
nen vorbereitenden Plan, der noch keine konkre-
ten Aussagen über die Ausgestaltung von Bauge-
bieten trifft. Diese werden erst im Rahmen der 
nachfolgenden Planungen festgelegt. 
Der Hinweis ist bei diesen nachfolgenden Planun-
gen zu berücksichtigen. 
 
Es wird ein Hinweis in die Begründung (Kap. 4.3.1 
„Autobahnen und autobahnähnliche Straßen“) ein-
gebracht, dass die Aufstufung der Bundesstraße 
B 6 zur Bundesautobahn A 36 geplant ist und ent-
sprechende anbaurechtliche Vorschriften zu be-
rücksichtigen sind.  
 
 

   B 6.4 Ergänzung Begründung. 
   

6.5
  

A 6.5
 
Zur Kenntnis genommen.
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4. In der Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg sind 
im Zuge der B 6 und der L 85 derzeit keine 
Um- und Ausbaumaßnahmen im Bestand vor-
gesehen, die über Instandsetzungs- bzw. Er-
haltungsmaßnahmen entsprechend den ver-
kehrlichen Erfordernissen hinausgehen. 

   B 6.5 ---
   

6.6 
 
5. Hinsichtlich der aus dem FNP abzuleitenden 

Gebietsnutzungen bezüglich der Einhaltung 
der Planrichtwerte für Schallschutz nach DIN 
18005 gegenüber den Lärmimmissionen der 
Bundes- und Landesstraßen als Bestand ist 
der Baulastträger des jeweiligen Plangebietes 
verantwortlich.

 
A 6.6 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 6.6 Keine Änderung der Planung.
   
 

9 
 
Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation 
 
Schreiben vom 08.11.2017 

 
9.1 

 
Keine Bedenken oder Anregungen. 

 
A 9.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 9.1 ---
   

9.2 
 
In den Planungsunterlagen wird das Luftbild und die 
Topographische Karte 1:10.000 des Landesamtes 
für Vermessung und Geoinformation verwendet. 
Das Landesamt für Vermessung und Geoinforma-
tion hat am 01.07.2010 mit der Stadt Ilsenburg ein 
Geoleistungspaket abgeschlossen. In diesem wurde 
die Nutzung der Daten lizenziert.  
 
Daher ist auf allen Auszügen aus den Topographi-
schen Karten folgender Quellenvermerk anzubrin-
gen:  
[TK10 I 07/2015] © LVermGeo LSA (www.lver-
mgeo.sachsen-anhalt.de) / 
A 18/1 -13889/2010 

 
A 9.2 

 
--- 
 
 
 
 
 
 
 
Der Quellenvermerk wird nachrichtlich auf allen 
Auszügen aus Topographischen Karten ergänzt.  
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Alle Luftbildausschnitte sind mit diesem Quellenver-
merk zu kennzeichnen 
[DOP I 07/2015] © LVermGeo LSA (www.lver-
mgeo.sachsen-anhalt.de) / 
A 18/1 -13889/2010

Entsprechende Luftbilder wurden nicht verwendet 
(die verwendeten Luftbilder sind aus Google Maps 
übernommen, ein Vermerk darüber befindet sich 
hinter dem Inhaltsverzeichnis der Begründung). 

   B 9.2 Nachrichtliche Ergänzung Plandarstellungen.  
   
 

13 
 
Gemeinde Nordharz 
 
Schreiben vom 20.11.2017 

 
13.1 

 
Hinsichtlich der Gemarkungsgrenze zur Gemeinde 
Nordharz sind immer noch Korrekturen, besonders 
im Bereich IIseradweg sowie in der Gemarkung 
Drübeck/Darlingerode zur B6 hin unbedingt erfor-
derlich. 

 
A 13.1 

 
Die Plandarstellung erfolgte auf Grundlage der 
Topographischen Karte [TK10 I 07/2015] © 
LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-an-
halt.de) / A 18/1 -13889/2010.  
 
Hierin ist eine falsche (alte) Gemarkungsgrenze 
dargestellt.  
Die Plandarstellung des Flächennutzungsplanes 
wird entsprechend der tatsächlichen, aktuellen 
Gemarkungsgrenze angepasst.  
 
Dabei handelt es sich zum einen um Teilbereiche, 
die entfallen (nördlich der B 6 und östlich der Ilse 
im Norden).  
Für die Herausnahme der Flächen wird keine er-
neute Auslegung erforderlich.  
 
Zum anderen handelt es sich um einen Bereich, 
der hinzukommt (im Norden der Gemarkung 
Drübeck, bis zur B 6). Der Bereich wird landwirt-
schaftlich genutzt. Zudem befinden sich hierin 2 
geschützte Biotope. Entsprechend wird als  
Plandarstellung landwirtschaftliche Fläche ge-
wählt. Zudem werden die Biotope nachrichtlich 
übernommen und als Grünflächen dargestellt.  

   B 13.1 Änderung zeichnerische Darstellung.
   

13.2 
 
Im Interesse des Hochwasserschutzes für die Ort-
schaften Veckenstedt und Wasserleben ist die 
Regelung des Wasserabflusses in die IIse bei der 
Neuausweisung von Bauflächen besonders 

 
A 13.2 

 
Auf die Belange des Hochwasserschutzes wird in 
Teil 1, Kap. 6.2 der Begründung bereits gesondert 
eingegangen. 
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zu beachten. Eine Verschärfung der Abflussituation 
ist auszuschließen.

Zudem ist der Hinweis bei nachfolgenden Planun-
gen zu berücksichtigen.

   B 13.2 Keine Änderung der Planung.
   

13.3 
 
Hinsichtlich der teilweise direkt an der Gemarkungs-
grenze ausgewiesenen Gewerbegebiete (beidseitig 
des Streithölzer Weges und Gebiet 1.3) gibt die Ge-
meinde Nordharz zu bedenken - und bezieht sich 
dabei ausdrücklich auf die von der EG Stadt Ilsen-
burg (Harz) formulierten Ansprüche an die Abstim-
mung der Bauleitplanung unter Nachbargemeinden 
im Blick auf die touristische Entwicklung (Schreiben 
vom 31.03.2016), dass die weitere Entwicklung der 
Gemeinde Nordharz "hinsichtlich des Tourismus, 
der im Zusammenhang mit dem zu schützenden 
Landschaftsbild steht, als gefährdet anzusehen ist. 
Bei der Betrachtung der Entwicklung der Gemeinde 
Nordharz kann nicht nur bis an eine Gemarkungs-
grenze heran gedacht werden, sondern es muss die 
interkommunale überörtliche Zusammenarbeit mit 
den Nachbargemeinden berücksichtigt werden. Es 
müssen größere Zusammenhänge im Hinblick auf 
das Landschaftsbild und den Tourismus gesehen 
werden. 
Blickbeziehungen von und in Landschaften machen 
an den Gemeindegrenzen nicht halt." 
Die Ansiedlung von solch großflächigen Industrie- 
und Gewerbeanlagen im sensiblen nördlichen Harz-
vorland könnten die bestehenden außerordentlichen 
Fern-Sichtbeziehungen vom und zum Brocken be-
sonders von der Gemeinde Nordharz aus erheblich 
stören. 
Gerade die Gemeinde Nordharz konnte in der 
jüngsten Vergangenheit durch den Aufbau eines 
überörtlichen Radwegenetzes erste touristische Er-
folge auch wegen des typischen weiträumigen und 
unverbauten Blickes auf den Harz erzielen. Dazu 
zählen neben den Wegen zur und um die Teichwirt-
schaft Veckenstedt besonders auch [der] 

 
A 13.3 

 
Bei den Überlegungen zur Lage von Gewerbeflä-
chen sind die Aspekte Landschaftsbild und Touris-
mus in größerem Zusammenhang berücksichtigt 
worden.  
 
Die gewerblichen Bauflächen grenzen zwar teil-
weise bis an die Grenze der Gemeinde Nordharz 
an, sind aber von der B 6 (zukünftig A 36), die als 
Zäsur zwischen den Gemeindegebieten Nordharz 
und Ilsenburg gelten kann, mehrere hundert Meter 
entfernt. Die Gebiete gliedern sich direkt an be-
reits bestehende Gewerbeflächen der Stadt Ilsen-
burg an.  
Auch Schutzgebiete, Siedlungsräume oder (über-) 
regional bedeutsame Wanderwege befinden sich 
nicht in Nähe der Gewerbeflächen.  
Die Gewerbeflächen sind zudem topographisch 
niedrig gelegen (nicht an/auf Höhenzügen).  
Eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes bzw. des Tourismus kann daher 
ausgeschlossen werden.  
 
Die Stadt Ilsenburg hat selbst ein Interesse, dass 
Blickbeziehungen von und in Landschaften nicht 
gestört werden. Vor diesem Gesichtspunkt wur-
den möglichst verträgliche Lagen gesucht.  
Diese befinden sich zwischen B 6 und bereits be-
stehenden Gewerbeflächen.  
 
Im südlichen und westlichen Gemeindegebiet 
Ilsenburgs befinden sich Schutzgebiete (National-
park Harz u.a.). Zwischen den Ortsteilen kann 
keine größere gewerbliche Entwicklung erfolgen 
(Abstand zu Wohnbebauungen erforderlich).  
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IIseradwanderweg, den ein seit vielen Jahren im F-
Plan vorgehaltenes Sondergebiet Erholung (Anlage) 
sinnvoll ergänzt. 
"Wir geben zu bedenken, dass wir durch die Aus-
weisung dieser „... Gewerbeflächen ...“ eine nicht 
unerhebliche Beeinträchtigung von Landschaftsbild 
und Erholungswert sowie einen Wertverlust an Le-
bensqualität und folglich den Rückgang des ... Tou-
rismus im Gemeindegebiet der Gemeinde Nordharz 
befürchten. Man sieht die getätigten und geplanten 
Investitionen in touristische Infrastrukturmaßnah-
men durchquert und damit die Planungshoheit an-
gegriffen." 
Diese von der Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg 
(Harz) gestellten Forderungen sollten nicht nur in 
Richtung der Gemeinde Nordharz gelten, sondern 
auch Ansporn für die eigenen Planungen sein. 
 
[Anlage:] 

Gem. raumordnerischen Vorgaben soll die ge-
werbliche Entwicklung zudem primär im/am 
Grundzentrum Ilsenburg erfolgen. 
Auch soll die Erreichbarkeit in Nähe der B 6 gege-
ben sein (kurze Wege, weniger Immissionskon-
flikte).  
Insgesamt wird daher die Lage der dargestellten 
Flächen als optimal angesehen.  
 
Die Stadt Ilsenburg ist Vorrangstandort für Ge-
werbe und Industrie. In den letzten Jahren hat 
sich das Gewerbe positiv entwickelt. Eine Nach-
frage nach gewerblichen Bauflächen besteht wei-
terhin. Daher besteht der Bedarf, neue gewerbli-
che Bauflächen auszuweisen.  
Aus raumordnerischer Sicht wird die Weiterent-
wicklung dieses Standortes begrüßt (s. z. B. Stel-
lungnahme des Ministeriums für Landesentwick-
lung und Verkehr, Schreiben vom 30.11.2017).  
 
Auch die Gemeinde Nordharz profitiert von Ar-
beitsplätzen, die in der Stadt Ilsenburg zur Verfü-
gung gestellt werden.  
 
Die genaue Ausgestaltung der Gewerbeflächen 
wird in der verbindlichen Bauleitplanung konkreti-
siert (z. B. Dimension/Höhe und Lage von Gebäu-
den).  
Auch im Interesse der Stadt Ilsenburg wird dabei 
auf eine Verträglichkeit u. a. in Hinblick auf Land-
schafts-/Stadtbild sowie Tourismus geachtet wer-
den. 
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   B 13.3 Keine Änderung der Planung. 
   

13.4 
 
Insofern ist die Gemeinde Nordharz zuversichtlich, 
dass die hier vorliegende Flächennutzungs-Planung 
zur Wahrung der beiderseitigen Interessen besser 
abgestimmt werden kann. 

 
A 13.4 

 
Die Anmerkung kann nicht nachvollzogen werden.  
Im Rahmen der Flächennutzungsplanung wird 
eine bessere Abstimmung nicht für möglich erach-
tet, da die Belange der Gemeinde Nordharz be-
reits berücksichtigt wurden.  
Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen 
wird die Gemeinde Nordharz beteiligt. Bei Bedarf 
erfolgen unabhängig davon zusätzliche Abstim-
mungen. 
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   B 13.4 Keine Änderung der Planung. 
   
 

16 
 
Wasser- und Abwasserver-
band Holtemme-Bode 
 
Schreiben vom 29.11.2017 

 
16.1 

 
Für die Entsorgung der zukünftigen Neubebauun-
gen stehen ausreichende Leistungsreserven der 
Schmutz- bzw. Niederschlagswasserkanäle zur Ver-
fügung.

 
A 16.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 16.1 ---
   
 

17 
 
Unterhaltungsverband 
„Ilse/Holtemme“ 
 
Schreiben vom 29.11.2017 

 
17.1 

 
Zur Berücksichtigung der sachgemäßen Gewäs-
serunterhaltung durch den UHV Ilse Holtemme 
müssen die Planungen folgende Punkte nach WG 
LSA beachten: 
§ 52 (1) der ordnungsgemäße Abfluss muss ge-

währleistet bleiben 
§ 52 (1) Pflege und Entwicklung der Gewässer 

2. Ordnung 
§ 52 (1) Satz 2, Erhaltung standortgerechter Uferge-

hölze 
§ 52 (1) Satz 4, Unterhaltung und Betrieb der Anla-

gen, die der Abführung des Wassers die-
nen; hierzu zählen auch Anlagen, die als 
Bestandteil des Gewässers dessen Aus-
bauzustand bestimmen

 
A 17.1 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 17.1 Keine Änderung der Planung.
   

17.2 
 
Laut § 50 WG LSA sind im Außenbereich an Ge-
wässern 2. Ordnung Gewässerrandstreifen von 5 m 
zwingend einzuhalten. Zur Umsetzung des präven-
tiven Hochwasserschutzes sollten in urbanen Ge-
bieten keine Ausnahmen erteilt oder die Gewässer-
breite eingeschränkt werden. Die Gewässerunter-
haltung kann nur gewährleistet werden, wenn auch 
in urbanen Gebieten der Erhalt von Gewässerrand-
streifen gewährleistet wird.

 
A 17.2 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
beachten. 

   B 17.2 Keine Änderung der Planung.
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21 Stadtwerke Wernigerode 
GmbH 
 
Schreiben vom 07.11.2017 

21.1 Keine Einwände gegen die Neuaufstellung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Ilsenburg (Harz). 

A 21.1 Zur Kenntnis genommen. 

   B 21.1 ---
   

21.2 
 
Die Bereitstellung von Löschwasser aus dem Trink-
wassernetz der Stadtwerke Wernigerode GmbH ist 
nicht möglich. Die Mitbenutzung der technischen 
Hydranten der Stadtwerke Wernigerode GmbH 
kann nur im Rahmen der „Vereinbarung Mitbenut-
zung von Hydranten" vom 18.05.1999 erfolgen. 

 
A 21.2 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.2 Keine Änderung der Planung.
   

21.3 
 
Bei der Veräußerung öffentlicher Grundstücke sind 
gemäß Konzessionsvertrag in Absprache mit der 
Stadtwerke Wernigerode GmbH vorhandene Ver-
sorgungsleitungen durch Eintragung einer be-
schränkten persönlich Dienstbarkeit dinglich zu si-
chern.

 
A 21.3 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.3 Keine Änderung der Planung.
   

21.4 
 
Geplante Baumaßnahmen im Geltungsbereich des 
Flächennutzungsplanes sind zum Schutz der vor-
handenen Trinkwasserleitungen mit größter Sorgfalt 
auf Grundlage des DVGW Regelwerk „Hinweise für 
Maßnahmen zum Schutze von Versorgungsleitun-
gen" GW 315 und den Hinweisen der Stadtwerke 
Wernigerode GmbH zum Schutze erdverlegter Ver-
sorgungsleitungen und Freileitungen in der jeweils 
derzeit gültigen Fassung entsprechend zu sichern. 
Ein Mindestabstand von 0,40 m anderer Leitungen 
zu den Versorgungsleitungen der Stadtwerke Wer-
nigerode ist einzuhalten. Im Bereich der Trinkwas-
serleitungen ist der Einsatz von Vibrationsverdich-
tern nicht erlaubt.

 
A 21.4 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.4 Keine Änderung der Planung.
   

21.5
  

A 21.5
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Weiterhin sollte beachtet werden bei der Planung, 
wenn Baumbepflanzungen vorgesehen sind, dass 
sie dem DVGW Regelwerk „Baumbepflanzungen im 
Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen" GW 
125 in der derzeit gültigen Fassung entsprechen.

Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.5 Keine Änderung der Planung.
   

21.6 
 
Sollten Umverlegungen von Versorgungsleitungen 
notwendig werden, ist dies rechtzeitig der Stadt-
werke Wernigerode GmbH mitzuteilen, damit eine 
örtliche Abstimmung erfolgen kann. Eine Umverle-
gung erfolgt zu Lasten des jeweiligen Auftraggebers 
bzw. Verursachers. Vor Beginn der Umverlegungs-
arbeiten kann eine Kostenschätzung erstellt wer-
den.

 
A 21.6 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.6 Keine Änderung der Planung.
   

21.7 
 
Bei der Ausführung der Tiefbauarbeiten (auch bei 
Vorabsehachtung) ist von der ausführenden Firma 
unbedingt eine Leitungsauskunft bei den Stadtwer-
ken Wernigerode einzuholen.

 
A 21.7 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.7 Keine Änderung der Planung.
   

21.8 
 
Es wird darum gebeten, bei der weiteren Planung 
beteiligt zu werden, um evtl. entstehende Probleme 
rechtzeitig klären zu können.

 
A 21.8 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 21.8 Keine Änderung der Planung.
   
 

23 
 
Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
 
Schreiben vom 20.11.2017 

 
23.1 

 
Zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der 
Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz) hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben 
vom 04.02.2016, AZ: PTI 24, Fachref.PPB 2, Frank 
Weber, BLP60632224/16, im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung, eine Stellungnahme abgegeben, 
diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. 
Das Abwägungsergebnis nimmt die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH zur Kenntnis.

 
A 23.1 

 
Stellungnahme vom 04.02.2016:  
s. Pkte. 23.2 - 23.6. 

   B 23.1 ---
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Schreiben vom 04.02.2016 

 
23.2 

 
Im Planbereich befinden sich zahlreiche Telekom-
munikationslinien der Telekom, die ein hochmoder-
nes Telekommunikationsnetz bilden, auf diese Li-
nien muss unbedingt Rücksicht genommen werden.
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien müssen weiterhin gewährleis-
tet bleiben. Die Lage ist den dem Schreiben beige-
fügten Übersichtsplänen zu entnehmen. Detailpläne 
können bei Bedarf zur Verfügung gestellt werden.

 
A 23.2 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 23.2 Keine Änderung der Planung.
   

23.3 
 
Liegenschaften und Gebäude werden von der 
STRABAG Property and Facility Services GmbH 
Bleichstr. 52, 
D-60313 Frankfurt am Main 
verwaltet. 
Sind Liegenschaften oder Grundstücke der Telekom 
betroffen, bitte die STRABAG informieren. 

 
A 23.3 

 
Die STRABAG Property and Facility Services 
GmbH wurde beteiligt (Stellungnahme: s. Pkte. 
50.1 ff). 

   B 23.3 Keine Änderung der Planung
   

23.4 
 
Zu den aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckelnden Bebauungsplänen werden detaillierte Stel-
lungnahmen abgeben.

 
A 23.4 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 23.4 ---
   

23.5 
 
In den Erläuterungsbericht zum Flächennutzungs-
plan ist ein Hinweis aufzunehmen, dass bei der Auf-
stellung der Bebauungspläne in allen Straßen ge-
eignete und ausreichende Trassen für die Unter-
bringung der Telekommunikationslinien vorgesehen 
werden.

 
A 23.5 

 
Es ist selbstverständlich, dass in Straßen geeig-
nete und ausreichende Trassen für die Unterbrin-
gung von Telekommunikationslinien vorgesehen 
werden. Der Hinweis ist zudem nicht flächennut-
zungsplanrelevant. Die Aufnahme eines Hinwei-
ses ist daher nicht erforderlich.

   B 23.5 Keine Änderung der Planung.
   

23.6 
 
Es wird darum gebeten, der Deutschen Telekom 
Technik GmbH nach Bekanntmachung des Planes 
eine Ausfertigung mit Erläuterungsbericht zu über-
senden.

 
A 23.6 

 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH kann nach 
Anforderung eine kostenpflichtige Ausfertigung 
des Planes erhalten. 

   B 23.6 Keine Änderung der Planung.
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25 
 
Avacon AG, Netzbetrieb 
West 
 
Schreiben vom 14.11.2017 

 
25.1 

 
Grundsätzlich stimmt die Avacon AG, Netzbetrieb 
West dem Flächennutzungsplan zu. 

 
A 25.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 25.1 ---
   

25.2 
 
Die im Plangebiet befindlichen MS/NS-Kabel/Freilei-
tung im Verantwortungsbereich der Avacon AG, 
Netzbetrieb West, dürfen durch die Maßnahmen 
nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. Mögliche 
Berührungspunkte sind im Vorfeld mit der Avacon 
AG, Netzbetrieb West abzustimmen. [Der Stellung-
nahme sind Pläne der Verläufe von Mittel-/Nieder-
spannungsleitungen im Geltungsbereich des Flä-
chennutzungsplanes beigefügt].

 
A 25.2 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 

   B 25.2 Keine Änderung der Planung.
   

25.3 
 
Bei Pflanzungsarbeiten in der Nähe der Anlagen 
weist die Avacon AG, Netzbetrieb West auf das 
Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische 
Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsge-
sellschaft für Straßen und Verkehrswesen hin. 

 
A 25.3 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 25.3 Keine Änderung der Planung.
   

25.4 
 
Bei der Veräußerung öffentlicher Grundstücke bittet 
die Avacon AG, Netzbetrieb West gemäß Konzessi-
onsvertrag in Absprache mit Avacon eine be-
schränkte persönliche Grunddienstbarkeit zu Guns-
ten von Avacon zu veranlassen.

 
A 25.4 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 25.4 Keine Änderung der Planung.
   
 

26 
 
Avacon Netz GmbH, Region 
West, Betrieb Spezialnetze 
 
Schreiben vom 08.11.2017 

 
26.1 

 
Im Rahmen einer ersten Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belang hat sich die Avacon Netz GmbH 
mit Schreiben vom 27.01.2016 zur Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes geäußert. Die dort er-
hobenen Forderungen und Hinweise gelten fort. 

 
A 26.1 

 
Stellungnahme vom 27.01.2016:  
s. Pkte. 26.7 - 26.11 
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   B 26.1 ---
   

26.2 
 
Zum vorliegenden Flächennutzungsplan mit Plan-
stand 27.09.2017 wird folgendes hinzugefügt: 
 
Die Teilfläche 11 (Gewerbegebiet) wird durch die 
Gastransportleitung GTL 00000253 (Ahlten -Ausle-
ben) gequert. Hier handelt es sich um eine 
Gashochdruckleitung DN 500 / MOP 70 bar. Diese 
Leitung hat einen Schutzstreifen von 10,00 m 
Breite, je zur Hälfte von Leitungsmitte nach beiden 
Seiten gemessen.

 
A 26.2 

 
 
 
 
Die Leitung ist im Entwurf des Flächennutzungs-
planes bereits enthalten. In der Begründung ist in 
Kap. 6.1.1 „Gashochdruckleitungen“ zudem be-
reits ein Hinweis auf Schutzstreifen enthalten. 
 

   B 26.2 Keine Änderung der Planung.
   

26.3 
 
Die Gashochdruckleitung darf nicht überbaut wer-
den. 
Ebenso ist aus sicherheitstechnischen Gründen 
eine Überpflanzung nicht zulässig.

 
A 26.3 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu berücksichtigen. 

   B 26.3 Keine Änderung der Planung.
   

26.4 
 
Des Weiteren ist zu beachten, dass sich im Bereich 
des Flurstückes 227 – Flur 1 in der Gemarkung 
Drübeck ein Anodenfeld befindet. Hierbei handelt es 
sich um ein erdverlegtes Kabel, welches die Gas-
transportleitung mit in den Boden eingebrachten 
Fremdstromanoden verbindet und dem kathodi-
schen Korrosionsschutz der Gastransportleitung 
dient.

 
A 26.4 

 
(Hinweis: Die Flurstücksbezeichnung wurde geän-
dert. Es handelt sich um das Flurstück 3 der Flur 
11.)  
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. Der Hinweis auf das Anodenfeld 
wird in die Begründung in Kap. 6.1.1 „Gashoch-
druckleitungen“ aufgenommen.  

   B 26.4 Ergänzung Begründung. 
   

26.5 
 
Südlich der Teilfläche 11 befindet sich die 110-kV-
Freileitung Wernigerode-Wasserleben. Diese Lei-
tung berührt die gekennzeichnete Teilfläche 11 
nicht.

 
A 26.5 

 
Zur Kenntnis genommen. 
Die Freileitung ist im Plan bereits enthalten. 

   B 26.5 Keine Änderung der Planung.
   

26.6 
 
Die Avacon Netz GmbH bittet um weitere Verfah-
rensbeteiligung. 

 
A 26.6 

 
Sofern die Avacon Netz GmbH von den Änderun-
gen im erneuten Entwurf betroffen ist, erfolgt eine 
weitere Beteiligung. 
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Der Hinweis ist zudem bei nachfolgenden Planun-
gen zu berücksichtigen.

   B 26.6 Keine Änderung der Planung.
  

Schreiben vom 27.01.2016 
 
26.7 

 
Im Geltungsbereich befindet sich eine 110-kV-Frei-
leitung von Avacon und diverse Gashochdrucklei-
tungen. 
In der Anlage zum Schreiben gibt es dazu je einen 
Übersichtsplan. Sofern im Rahmen weiterer Planun-
gen Detailpläne benötigt werden, können diese auf 
Anfrage von der Avacon AG bezogen werden. 

 
A 26.7 

 
Die Leitungen wurden in der zeichnerischen Dar-
stellung gem. der beigefügten Übersichtspläne be-
reits angepasst. 

   B 26.7 Keine Änderung der Planung.
   

26.8 
 
Im Kreuzungs- und Näherungsbereich der 110-kV-
Leitung sind die Forderungen gemäß DIN EN 50341 
zu beachten. Planungen in einem Streifen von 
60,00 m Breite, jeweils zur Hälfte von der Leitungs-
achse nach beiden Seiten gemessen, sind mit der 
Avacon AG abzustimmen.

 
A 26.8 

 
Die Schutzstreifen wurden in der zeichnerischen 
Darstellung bereits ergänzt. 

   B 26.8 Keine Änderung der Planung.
   

26.9 
 
Die Gashochdruckleitungen sind in einem Schutz-
steifen verlegt. Die Schutzstreifenbreiten liegen in 
der Regel zwischen 4,00 m und 10,00 m, je zur 
Hälfte von der Trassenmitte nach beiden Seiten ge-
messen. Innerhalb der Schutzstreifen sind keine 
Maßnahmen erlaubt, die den Betrieb und den Be-
stand der Gastransportleitungen beeinträchtigen o-
der gefährden könnten.

 
A 26.9 

 
Ein entsprechender Hinweis wurde in der Begrün-
dung in Kap. 6 „Hinweise“ bereits ergänzt. 

   B 26.9 Keine Änderung der Planung.
   

26.10 
 
Die Versorgungssicherheit bzw. die Funktion der 
bestehenden Gashochdruckleitungen inklusive ihrer 
Nebeneinrichtungen, wie z.B. Begleit- /Steuerkabel, 
haben höchste Bedeutung und sind damit in ihrem 
Bestand und Betrieb auch zukünftig konsequent 
und ohne Einschränkungen zu gewährleisten. 

 
A 26.10

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen. 

   B 26.10 Keine Änderung der Planung.
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26.11 Die Avacon AG bittet um Beteiligung bei der weite-
ren Planung.

A 26.11 s. Pkt. A 26.6. 

   B 26.11 s. Pkt. B 26.6.
  

Schreiben vom 27.11.2017 
 
26.12 

 
Im Bereich der Neuaufstellung Flächennutzungs-
plan für die Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg befin-
den sich Gashochdruck-, Fernmelde- und 110 - kV - 
Hochspannungsleitungen der Avacon Netz GmbH 
[Der Stellungnahme sind Pläne der Verläufe von 
Fernmelde-/Gas-/Hochspannungsleitungen im Gel-
tungsbereich des Flächennutzungsplanes beige-
fügt]. 

 
A 26.12

 
Die Gashochdruckleitung wurde aus einer dxf-Da-
tei der Avacon übernommen. Die Hochspan-
nungsleitungen wurden anhand von Maststandor-
ten konstruiert. Diese Leitungen sind im Plan ent-
halten. Aufgrund der neu mitgelieferten Darstel-
lung der 110 kV – Hochspannungsleitung wird die 
zeichnerische Darstellung überarbeitet. 
 
Die Fernmeldeleitung wird nachrichtlich in die 
zeichnerische Darstellung übernommen. 
s. auch Pkt. 26.18 

    B 26.12 Nachrichtliche Anpassung/Ergänzung zeichneri-
sche Darstellung.

   
26.13 

 
Hochspannung: 
 
Die Abstände zu den Hochspannungsfreileitungen 
sind in der DIN EN 50341 - 2 - 4 (VDE 0210 - 2 - 4) 
geregelt. 
Innerhalb des Leitungsschutzbereiches ist die zu 
lässige Arbeits- und Bauhöhe begrenzt. Die genaue 
Lage der Hochspannungsfreileitung ist den [der 
Stellungnahme] beigefügten Übersichts- und Lage-
plänen der Sparte Hochspannung zu entnehmen. 
Planungen innerhalb eines Streifens von 60,00 m 
Breite, je zur Hälfte von der Leitungsachse nach 
beiden Seiten gemessen, sind mit der Avacon Netz 
GmbH abzustimmen.

 
A 26.13

 
 
 
Die Schutzstreifen sind in der zeichnerischen Dar-
stellung bereits enthalten. 

   B 26.13 ---
   

26.14 
 
Abgrabungen an den Maststandorten dürfen nicht 
vorgenommen werden. Sollten innerhalb eines Si-
cherheitsabstandes von 10,0 m um einen Mast-
standort Abgrabungsarbeiten erforderlich werden, 

 
A 26.14

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
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so sind diese mit der Avacon Netz GmbH im Detail 
abzustimmen. 
Die Maststandorte müssen für Unterhaltungsmaß-
nahmen zu jeder Zeit, auch mit schwerem Gerät wie 
z.B. Lastkraftwagen oder Kran, zugänglich sein. 
Zur Oberfläche neu geplanter Straßen und Ver-
kehrswege müssen die Sicherheitsabstände, ge-
mäß DIN EN 50341 - 1, im Freileitungsbereich ge-
währleistet sein. 
Beim Betrieb von Freileitungen entstehen elektri-
sche und magnetische Felder. Die Grenzwerte nach 
Bundesimmissionsschutzverordnung (26. BlmSch V 
Ausgabe 08/2013) werden eingehalten. 
Vorgesehene Reklameeinrichtungen, Fahnenstan-
gen sowie Beleuchtungseinrichtungen innerhalb des 
Leitungsschutzbereiches müssen mit der Avacon 
Netz GmbH abgestimmt werden. 
Einer Unterpflanzung mit Bäumen oder Sträuchern 
innerhalb des Leitungsschutzstreifens wird nicht zu-
gestimmt. Es wird in diesem Zusammenhang darauf 
hingewiesen, dass die 110 - kV - Freileitung mit ei-
ner beschränkt persönlichen Dienstbarkeit dinglich 
gesichert ist. Gemäß Dienstbarkeitsbewilligung dür-
fen leitungsgefährdende Bäume und Sträucher nicht 
belassen werden.

   B 26.14 Keine Änderung der Planung.
   

26.15 
 
Gashochdruck: 
 
Die Gashochdruckleitungen der Avacon Netz GmbH 
sind zum Teil in einem dinglich gesicherten Schutz-
streifen, bzw. in einem Schutzstreifen in Anlehnung 
an das EnWG § 49, laut dem geltenden DVGW - Ar-
beitsblatt G 463 (A) / Kapitel 5. 1.4 verlegt. 
Der Leitungsschutzstreifen umfasst den Trassenbe-
reich der o.g. Gashochdruckleitungen von bis zu 
10,0 m, jeweils links und rechts zur Hälfte vom 
Rohrscheitel nach beiden Seiten gemessen. 

 
A 26.15

 
 
 
Entsprechende Hinweise sind in der Begründung 
in Kap. 6.1.1 „Gashochdruckleitungen“ bereits ent-
halten. 
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Innerhalb des Schutzstreifens sind Maßnahmen jeg-
licher Art, die den Bestand oder den Betrieb der 
Gashochdruckleitungen beeinträchtigen oder ge-
fährden könnten, nicht gestattet. 

   B 26.15 Keine Änderung der Planung. 
   

26.16 
 
Die Rohrleitungsabdeckung von einem Meter über 
Rohrleitungsoberkante ist zu gewährleisten. 
Innerhalb dieses Schutzstreifens darf ohne vorhe-
rige Abstimmung mit der Avacon Netz GmbH über 
dem vorhandenen Geländeniveau nichts aufge-
schüttet oder abgestellt werden. Es dürfen keine 
Abgrabungen oder Erdarbeiten vorgenommen und 
keine Pfähle und Pfosten eingebracht werden. 
Die Gashochdruckleitungen dürfen nicht überpflanzt 
oder überbaut werden.  
Planungen im Kreuzungs- u. Näherungsbereich der 
Leitungen sind Grundsätzlich im Detail mit der Ava-
con Netz GmbH abzustimmen. 
Falls die Gashochdruckleitungen durch die Maß-
nahme der Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz) 
gesichelt oder umgelegt werden muss (nur in last-
schwachen Zeiten möglich), ist zu berücksichtigen, 
dass die Avacon Netz GmbH eine Vorlaufzeit von 
ca. 9 Monaten für Planung und Materialbeschaffung 
benötigen. Die Kosten hierfür sind vom Verursacher 
zu tragen. 
Bei der späteren Gestaltung des o.g. Planungsge-
bietes in Gasleitungsnähe wird darauf hingewiesen, 
dass laut DVGW - Arbeitsblatt GW 125 "Baumpflan-
zungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsleitungen" Ziffer 3.1 Leitungstrassen 
grundsätzlich von Baumanpflanzungen freizuhalten 
sind. 
Bei Errichtung von Grünanlagen ist ein Begehungs-
streifen von ca. 2 Meter links und rechts über den 
Leitungsscheitel frei von Sträuchern zu halten. 

 
A 26.16

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
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Tiefwurzelnde Bäume müssen mindestens ca. 4 - 6 
Meter links und rechts von der o.g. Leitung entfernt 
bleiben.

   B 26.16 Keine Änderung der Planung.
   

26.17 
 
Die Lage der Gashochdruckleitungen ist den [der 
Stellungnahme] beigefügten Übersichts- und Lage-
plänen der Sparte Gashochdruck zu entnehmen. 

 
A 26.17

 
Die Leitungen sind im Plan bereits enthalten. Sie 
wurden aus einer dxf-Datei der Avacon übernom-
men.  

   B 26.17 Keine Änderung der p
   

26.18 
 
Fernmelde: 
 
Die Lage der Fernmeldekabel ist den [der Stellung-
nahme] beigefügten Übersichts- und Lageplänen 
der Sparte Fernmelde zu entnehmen.

 
A 26.18

 
 
 
Die Fernmeldeleitung wird nachrichtlich in die 
zeichnerische Darstellung übernommen. 
s. auch Pkt. 26.12 

    B 26.18 Nachrichtliche Anpassung/Ergänzung zeichneri-
sche Darstellung.

   
26.19 

 
Für Rückfragen steht die Avacon Netz GmbH gerne 
zur Verfügung. 
Es wird darum gebeten, am weiteren Verfahren be-
teiligt zu werden.

 
A 26.19

 
s. Pkt. A 26.6. 

   B 26.19 s. Pkt. B 26.6.
   
 

35 
 
Bundesnetzagentur 
 
Schreiben vom 03.11.2017 

 
35.1 

 
Auf der Grundlage der zur Verfügung gestellten An-
gaben wird empfohlen, bei Vorliegen konkreter Bau-
planungen mit Höhen über 20 m (z.B. Windkraftan-
lagen, Hochspannungsfreileitungen, Masten, hohen 
Gebäuden, Industrie- und Gewerbeanlagen etc.) so-
wie für Photovoltaikanlagen mit einer Fläche ab ca. 
200qm, die Bundesnetzagentur zu beteiligen. 
Die Beteiligung sollte möglichst elektronisch (E-
Mail-Adresse: 226.Postfach@BNetzA.de) unter Bei-
fügung folgender Angaben und Dokumente erfol-
gen: 
 Art der Planung

 
A 35.1 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu berücksichtigen. 
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 die geografischen Koordinaten des Baugebiets 
(NW- und SO-Werte in WGS 84) 

 Maß der baulichen Nutzung (Bauhöhe!) 
 eine topografische Karte mit eingezeichnetem 

Baugebiet und Orientierungspunkten (keine 
Katasterkarten) 

 mehrere zu prüfende Gebiete sind einzeln zu 
bezeichnen 

Umfassende Informationen zur Bauleitplanung im 
Zusammenhang mit Richtfunkstrecken sowie zu-
sätzliche Hinweise, hier insbesondere zu Flächen-
nutzungsplänen, sind auf der Internetseite der Bun-
desnetzagentur unter folgendem Link zu finden: 
www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung. 
Sollten noch Fragen offen sein, so steht für Rückfra-
gen die Bundesnetzagentur, Referat 226 (Richt-
funk), unter der o. a. Telefonnummer zur Verfügung.

   B 35.1 Keine Änderung der Planung.
   
 

50 
 
Deutsche Telekom Technik 
GmbH, Technische Planung 
und Rollout 
 
Schreiben vom 13.11.2017 

 
50.1 

 
Vom Richtfunk der Deutschen Telekom Technik 
GmbH verlaufen 2 Richtfunkstrecken im Bereich der 
Stadt Ilsenburg und 1 Richtfunkstrecke im Bereich 
Drübeck. Darlingerode ist Richtfunkfrei. 

 
A 50.1 

 
Die Richtfunkstrecken wurden nachrichtlich be-
reits übernommen.  

   B 50.1 Keine Änderung der Planung.
   

50.2 
 
Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services 
GmbH weitere Verbindungen angemietet. Die Daten 
dieser Strecken stehen der Deutschen Telekom 
Technik GmbH leider nicht zur Verfügung. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Stellung-
nahme nur für Richtfunkverbindungen des Telekom-
Netzes gilt. Es wird darum gebeten, die Fa. Erics-
son Services GmbH, falls dies nicht schon gesche-
hen ist, in die Anfrage mit einzubeziehen. 
Die Anfrage ist zu richten an: 
Ericsson Services GmbH 
Prinzenallee 21

 
A 50.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 
Die Fa. Ericsson Services GmbH wurde beteiligt 
(s. Stellungnahme Nr. 52). 
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40549 Düsseldorf 
bauleitplanung@ericsson.com

   B 50.2 Keine Änderung der Planung.
   
 

51 
 
E-Plus Mobilfunk GmbH 
 
Schreiben vom 30.11.2017 

 
51.1 

 
Aus Sicht der E-Plus Service GmbH sind nach den 
einschlägigen raumordnerischen Grundsätzen die 
folgenden Belange bei der weiteren Planung zu be-
rücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits vor-
handener Telekommunikationslinien zu vermeiden: 
 
 es verlaufen drei Richtfunkverbindungen der E-

Plus Service GmbH innerhalb des zu untersu-
chenden Plangebiets. 

 zur besseren Visualisierung sind der Stellung-
nahme zwei digitale Bilder, welche den Verlauf 
der Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen ver-
deutlichen sollen. Die schwarzen Linien verste-
hen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbin-
dungen von E-Plus Service GmbH (zusätzliche 
Info: farbige Verbindungen gehören zur Te-
lefónica Germany, werden aber in der Belange-
Liste nicht aufgeführt). Das Plangebiet ist in den 
Bildern mit einer dicken grünen Linie einge-
zeichnet.  
Es folgt eine Darstellung von Eckdaten/Koordi-
naten für die Telekommunikationslinien.  

 
A 51.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Richtfunktrassen und die dazugehörigen 
Schutzstreifen (30 m beidseitig) werden nachricht-
lich in die zeichnerische Darstellung übernommen. 

   B 51.1 Ergänzung zeichnerische Darstellung.
   

51.2 
 
Man kann sich diese Telekommunikationslinien als 
horizontal über der Landschaft verlaufende Zylinder 
mit einem Durchmesser von rund 20-60m (ein-
schließlich der Schutzbereiche) vorstellen (abhän-
gig von verschiedenen Parametern). Zur Veran-
schaulichung sollen die beiliegenden Skizzen mit 
Einzeichnung der Trassenverläufe beachtet werden. 
Geplante Masten, Rotoren und allenfalls notwen-
dige Baukräne oder sonstige Konstruktionen dürfen 
nicht in die Richtfunktrassen ragen und müssen 

 
A 51.2 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. Der Hinweis auf den Schutzstreifen 
wird in die Begründung (Kap. 5.3.2 „Richtfunkstre-
cken“) aufgenommen.  
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daher einen horizontalen Schutzkorridor zur Mittelli-
nie der Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 30 m 
und einen vertikalen Schutzabstand zur Mittellinie 
von mindestens +/-20m einhalten. Dieser Umstand 
ist bei der weiteren Planung von Windkraftanlagen 
zu beachten. 
 

   B 51.2 Ergänzung Begründung. 
   

51.3 
 
Es wird um Berücksichtigung und Übernahme der 
Richtfunktrassen einschließlich der geschilderten 
Schutzbereiche in die Vorplanung und in die zukünf-
tige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flächen-
nutzungsplan gebeten. Innerhalb der Schutzberei-
che (horizontal und vertikal) sind entsprechende 
Bauhöhenbeschränkungen festzusetzen, damit die 
raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beein-
trächtigt werden.

 
A 51.3 

 
Die Richtfunkstrecken werden nachrichtlich über-
nommen. Eine Festsetzung einer Bauhöhenbe-
schränkung kann im Flächennutzungsplan nicht 
erfolgen. Ein entsprechender Hinweis ist in Kap. 
5.3.2 „Richtfunkstrecken“ in der Begründung je-
doch bereits enthalten. 

   B 51.3 Ergänzung zeichnerische Darstellung.
   
 

52 
 
Ericsson Services GmbH 
 
Schreiben vom 15.11.2017 

 
52.1 

 
Bei den ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die 
Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks keine 
Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 

 
A 52.1 

 
--- 

   B 52.1 ---
   

52.2 
 
Es soll berücksichtigt werden, dass diese Stellung-
nahme nur für Richtfunkverbindungen des Ericsson-
Netzes gilt. 
Es soll, falls nicht schon geschehen, die Deutsche 
Telekom, in die Anfrage einbezogen werden. 
Die Anfrage ist zu richten an: 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
Richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de 

 
A 52.2 

 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde be-
teiligt (s. Stellungnahme Nr. 50). 

   B 52.2 ---
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52.3 Es wird darum gebeten, von weiteren Anfragen ab-
zusehen. 

A 52.3 Eine weitere Beteiligung ist im Rahmen der Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplanes nicht vor-
gesehen.

   B 52.3 ---
   
 

57 
 
Technisches Polizeiamt 
Sachsen-Anhalt 
 
Schreiben vom 16.11.2017 

 
57.1 

 
Das Technische Polizeiamt betreibt für das Digital-
funknetz der Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS) ein Richtfunknetz, über 
welches die einzelnen Funkstationen datentech-
nisch vernetzt sind. An das Digitalfunknetz BOS 
werden Hochverfügbarkeitsanforderungen gestellt. 
Für den störungsfreien, sicheren Betrieb der Richt-
funkverbindungen ist zwischen den jeweiligen An-
tennen quasioptische Sicht zu gewährleisten. Das 
bedeutet, das nachträgliche Hineinbauen von grö-
ßeren Bauwerken, wie Windkraftanlagen, Schorn-
steinen oder Industrieanlagen, in eine bestehende 
Verbindung, kann zu Beeinträchtigungen oder zur 
vollständigen Unterbrechung der Datenverbindung 
führen und ist nach Möglichkeit zu verhindern. 

 
A 57.1 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 57.1 ---
   

57.2 
 
Im Bereich der Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg 
(Harz) verläuft ebenfalls eine vom Technischen Po-
lizeiamt Sachsen-Anhalt betriebene Richtfunkver-
bindung. 
Aus Gründen der Betriebssicherheit soll jedoch eine 
Darstellung im Flächennutzungsplan, wie teilweise 
von anderen Nutzern geschehen, nicht erfolgen. 

 
A 57.2 

 
Der Bitte wird nachgekommen. Die Richtfunkstre-
cke ist im Flächennutzungsplan nicht dargestellt.  

   B 57.2 Keine Änderung der Planung.
   

57.3 
 
Dennoch soll an dieser Stelle die Möglichkeit zur 
Sensibilisierung der zuständigen Bauaufsichtsbe-
hörde genutzt werden. Insbesondere bei der Ge-
nehmigung von größeren Hochbauvorhaben (also 
von Gebäuden oder Anlagen, deren Bauwerkshöhe 
20 Meter übersteigen) ist eine vorherige Anfrage bei 
der Bundesnetzagentur bezüglich Richtfunknutzung 

 
A 57.3 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
Hochbauvorhaben über 20 m sind zzt. nicht vor-
gesehen.   
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dringend anzuraten: „Sie kann in Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren im Rahmen des Baurechts 
(BauGB) bzw. des Immissionsschutzrechts 
(BlmSchG) einen Beitrag zur Vermeidung von 
Richtfunkstörungen durch neue hohe Bauwerke (z. 
B. Windkraftanlagen, Hochhäuser) leisten, indem 
sie Namen und Anschriften der für das Baugebiet in 
Frage kommenden Richtfunkbetreiber für den aktu-
ellen Zeitpunkt den anfragenden Stellen mitteilt“ 
(Quelle: www.bundesnetzagentur.de). 
Auf dieser Grundlage ist eine Beteiligung des Tech-
nischen Polizeiamtes Sachsen-Anhalt bei der Ge-
nehmigung entsprechender und das Technische 
Polizeiamt tangierender Bauvorhaben möglich. 

   B 57.3 Keine Änderung der Planung.
   
 

59 
 
Vodafone GmbH 
 
Schreiben vom 07.11.2017 

 
59.1 

 
Die Stellungnahme 0255/2016 der Vodafone GmbH 
behält weiterhin ihre Gültigkeit. 

 
A 59.1 

 
Stellungnahme vom 12.02.2016:  
s. Pkte. 59.8 - 59.9. 

   B 59.1 ---
   

59.2 
 
In den angefragten Bereichen hat es keine Verän-
derungen bezüglich Kabelanlagen sowie Richtfunk-
anlagen/Richtfunkstandorte gegeben.

 
A 59.2 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.2 ---
   

59.3 
 
In den angezeigten Bereichen des Flächennut-
zungsplanes Stadt Ilsenburg befinden sich Richt-
funkstandorte der Vodafone GmbH, siehe [dem 
Schreiben] beiliegender Übersichtsplan. Bei Bau-
maßnahme, insbesondere in Verbindung mit Tief-
baumaßnahmen wird darum gebeten, weiterhin die 
Bauvorhaben der Stadt Ilsenburg (Harz) der Voda-
fone GmbH vorzulegen bzw. sie zu informieren. 
Diese Vorgehensweise dient der Vermeidung von 
Beschädigungen bzw. Beeinträchtigungen an evtl. 
vorhandenen Anlagen in der Zuständigkeit der Vo-
dafone GmbH. 

 
A 59.3 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen.  
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Seitens der Vodafone GmbH gibt es keine Beden-
ken oder Einwände hinsichtlich der vorgesehenen 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes. 
Im angegebenen Bereich sind keine Planungen der 
Vodafone GmbH vorgesehen.

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.3 Keine Änderung der Planung.
   

59.4 
 
Bei Rückfragen zu Richtfunkanlagen bzw. Standorte 
sind unter der E-Mail-Adresse richtfunk@voda-
fone.com zu erhalten.

 
A 59.4 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.4 ---
   

59.5 
 
Im angegebenen Bereich sind keine Planungen der 
Vodafone GmbH vorgesehen.

 
A 59.5 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.5 ---
   

59.6 
 
Im Bereich der Deutschen Bahn befinden sich keine 
Kabelanlagen der Vodafone GmbH. 
Hinweis: Auskünfte über Vodafone-Kabelanlagen im 
Bahnbereich erteilt Ihnen die DB Kommunikations-
technik GmbH, Torgauer Straße 233, 04347 
Leipzig.

 
A 59.6 

 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.6 ---
   

59.7 
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass Umverle-
gungen bzw. Sicherungen von Vodafone-Anlagen 
ohne Mitwirkung und Zustimmung durch Vodafone 
und Beauftragung der erforderlichen Vodafone-Mit-
wirkungsleistungen unzulässig sind. Eventuelle Be-
schädigungen, Beeinträchtigungen und Überbauun-
gen an Vodafone-Anlagen und die Folgekosten, die 
sich aus der Nichtbeachtung dieser Hinweise erge-
ben, werden dem Verursacher bzw. Veranlasser der 
Arbeiten in Rechnung gestellt. 
Die Baumaßnahme ist der Vodafone GmbH recht-
zeitig vor Beginn unter der im Schreiben angegebe-
nen Adresse und unter Angabe des Bearbeitungs-
zeichens anzuzeigen.

 
A 59.7 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 
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   B 59.7 Keine Änderung der Planung.
  

Schreiben vom 12.02.2016 
 
59.8 

 
In den angezeigten Bereichen des Flächennut-
zungsplanes Stadt Ilsenburg befinden sich Richt-
funkstandorte der Vodafone GmbH, siehe dem 
Schreiben beiliegender Übersichtsplan. Bei Bau-
maßnahme, insbesondere in Verbindung mit Tief-
baumaßnahmen wird darum gebeten, weiterhin die 
Bauvorhaben der Stadt Ilsenburg (Harz) der Voda-
fone GmbH vorzulegen bzw. sie zu informieren. 
Diese Vorgehensweise dient der Vermeidung von 
Beschädigungen bzw. Beeinträchtigungen an evtl. 
vorhandenen Anlagen in der Zuständigkeit der Vo-
dafone GmbH.  
 
Seitens der Vodafone GmbH gibt es keine Beden-
ken oder Einwände hinsichtlich der vorgesehenen 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes. 
Im angegebenen Bereich sind keine Planungen der 
Vodafone GmbH vorgesehen.

 
A 59.8 

 
Der Hinweis ist bei nachfolgenden Planungen zu 
berücksichtigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

   B 59.8 Keine Änderung der Planung.
   

59.9 
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass Umverle-
gungen bzw. Sicherungen von Vodafone-Anlagen 
ohne Mitwirkung und Zustimmung durch Vodafone 
und Beauftragung der erforderlichen Vodafone-Mit-
wirkungsleistungen unzulässig sind. Eventuelle Be-
schädigungen, Beeinträchtigungen und Überbauun-
gen an Vodafone-Anlagen und die Folgekosten, die 
sich aus der Nichtbeachtung dieser Hinweise erge-
ben, werden dem Verursacher bzw. Veranlasser der 
Arbeiten in Rechnung gestellt. 
Die Baumaßnahme ist der Vodafone GmbH recht-
zeitig vor Beginn unter der im Schreiben angegebe-
nen Adresse und unter Angabe des Bearbeitungs-
zeichens anzuzeigen.

 
A 59.9 

 
Die Hinweise sind bei nachfolgenden Planungen 
zu beachten. 

   B 59.9 Keine Änderung der Planung.
   
   



Einheitsgemeinde Stadt Ilsenburg (Harz), Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Planstand: 29.09.2017 
Auswertung der Stellungnahmen zu den Beteiligungsverfahren gemäß § 4(2) BauGB vom 23.10.2017 bis 30.11.2017 Stand: 27.03.2018 | ST 

 

 
infraplan GmbH 4(2)-Abwägung_FP-Ilsenburg_27.03.18 67 

60 STRABAG Property and Fa-
cility Services GmbH 
 
Schreiben vom 17.11.2017 

60.1 Innerhalb des Plangebietes befindet sich das tele-
komeigene Grundstück in 38871 Ilsenburg, Apfel-
weg 7. 

A 60.1 Zur Kenntnis genommen. 

   B 60.1 ---
   

60.2 
 
Im Jahr 2016 wurde der STRABAG Property and 
Facility Serices GmbH mitgeteilt, dass das o.g. Te-
lekomgrundstück im nördlichen Bereich Richtung 
Apfelweg als MI und im südlichen Bereich Richtung 
Stahlwerk-/Karlstraße als WA dargestellt ist und 
dass diese Darstellung auch schon im alten Flä-
chennutzungsplan so gegeben war. Für den Be-
reich des Grundstücks gibt es ebenso einen rechts-
kräftigen Bebauungsplan mit der MI- und der WA-
Ausweisung. 
Hat sich an dieser Darstellung/Ausweisung für das 
o.g. Telekomgrundstück durch die aktuelle Benach-
richtigung vom 26.10.2017 im FNP etwas geändert 
oder sind die Ausweisungen gleich geblieben? 

 
A 60.2 

 
Für das Grundstück ist weiterhin im nördlichen 
Bereich Mischgebiet (MI) und für den südlichen 
Bereich allgemeines Wohngebiet (WA) dargestellt. 

   B 60.2 Keine Änderung der Planung.
   

Kursiv: Identisch mit Stellungnahme/Abwägung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 (1) BauGB bzw. frühere Schreiben. 
 
 
Nachfolgend aufgeführte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden wurden beteiligt und haben schriftlich ausschließlich 
die Anmerkung vorgebracht, dass sie keine Anregungen oder Bedenken haben: 
 

 08 Landesamt für Geologie und Bergwesen 
 11 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
 12 Stadt Wernigerode 
 15 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Infra I 3 
 30 Handwerkskammer Magdeburg 
 34 Landeszentrum Wald Sachsen-Anhalt 
 54 Harzer Schmalspurbahnen GmbH 
 56 LMBV Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft 
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Nachfolgend aufgeführte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden sind zwar beteiligt worden, haben sich jedoch nicht 
gemeldet. Es wird deshalb davon ausgegangen, dass keine Einwendungen gegen das Vorhaben bestehen: 
 

 07 Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt  
 10 Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft 
 14 Stadt Bad Harzburg 
 18 Harzer Verkehrsbetriebe GmbH 
 19 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Region Südost Eigentumsmanagement 
 20 DB Services Immobilien GmbH Immobilienbüro Magdeburg 
 22 Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
 24 Deutsche Telekom AG 
 27 Harz Energie Netz GmbH 
 28 enwi Entsorgungswirtschaft Landkreis Harz AöR 
 29 Industrie- und Handelskammer 
 31 Kreishandwerkerschaft Wernigerode 
 32 Nationalparkverwaltung Harz 
 33 Polizeirevier Harz 
 36 Deutsche Post Bauen GmbH 
 37 Deutscher Wetterdienst 
 38 Evangelisches Pfarramt  
 39 Kirchliches Verwaltungsamt Halberstadt 
 40 Landeskirchenamt Magdeburg 
 41 Bischöfliches Ordinariat Magdeburg 
 42 BUND Sachsen-Anhalt e.V. 
 43 NABU LV Sachsen-Anhalt e.V. 
 44 Landesverband Sachsen-Anhalt des Bundes für Natur und Umwelt e.V.  (ist nicht mehr existent) 
 45 Schutzgemeinschaft "Deutscher Wald" e.V. 
 53 EWE Tel GmbH 
 55 Landkreis Harz, Eigenbetrieb Rettungsdienst 
 58 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 
 61 Landesanstalt für Altlastenfreistellung 

 
 
 


